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EFD Eidgenössisches Finanzdepartement
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BAFU Bundesamt für Umwelt
FK-NR Finanzkommission des Nationalrats
SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Ständerates
EFK Eidgenössische Finanzkontrolle
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BLS Bern-Lötschberg-Simplon-Bahn
ISOS Bundesinventar der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz von

nationaler Bedeutung
GSoA Gruppe für eine Schweiz ohne Armee
AdA Angehörige(r) der Armee
MG Bundesgesetz über die Armee und die Militärverwaltung (Militärgesetz)
LSV Lärmschutz-Verordnung
StFV Verordnung über den Schutz vor Störfällen
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
RP Rüstungsprogramm
EMD Eidgenössisches Militärdepartement,

heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

ARNA Aktionsgruppe zur Rettung von Neuchlen-Anschwilen
ADAB Inventar der Kampf- und Führungsbauten

DFF Département fédéral des finances
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et

des sports
OFEV Office fédéral de l'environnement
CdF-CN Commission des finances du Conseil national
CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats
CDF Contrôle fédéral des finances
EPF École polytechnique fédérale
OFS Office fédéral de la statistique
CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national
CdF-CE Commission des finances du Conseil des Etats
OFROU Office fédéral des routes
NLFA Nouvelle ligne ferroviaire à traverser les Alpes
DEVA Développement de l'armée
BLS Chemin de fer du Lötschberg
ISOS Inventaire fédéral des sites construits d’importance nationale à protéger

en Suisse
GSsA Groupe pour une Suisse sans Armée
Militaire Militaire
LAAM Loi fédérale sur l'armée et l'administration militaire (Loi sur l'armée)
OPB Ordonnance sur la protection contre le bruit
OPAM Ordonnance sur la protection contre les accidents majeurs
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
PA Programme d’armement
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)
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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Droits populaires

Im Berichtsjahr wurden fünf neue Volksinitiativen eingereicht (Landwirtschaftspolitik
des Bauernverbandes, Alpentransit, Tierversuche, arbeitsfreier 1. August und
Waffenplätze). Sechs Volksinitiativen wurden 1990 an der Urne abschliessend
behandelt: eine wurde angenommen (AKW-Moratorium), fünf abgelehnt (Ausstieg aus
der Atomenergie, Stopp-dem-Beton und drei Initiativen gegen Nationalstrassen-
Teilstücke). Zwei abstimmungsreife Volksinitiativen (Abschaffung von Autobahnvignette
bzw. Schwerverkehrssteuer) wurden zurückgezogen ohne dass das Parlament ein
Entgegenkommen gezeigt hätte. Verantwortlich war vielmehr die Unlust der
Strassenverkehrsverbände, die Abstimmungskampagne für die Begehren des Basler
Automobiljournalisten Böhi zu finanzieren. Zurückgezogen wurde auch die
Steuerinitiative der FDP, da deren Anliegen nach Ansicht der Initianten inzwischen
erfüllt worden sind. Somit verringerte sich die Zahl der Ende 1990 hängigen
Volksinitiativen von 19 auf 15.
Die Zahl der neu lancierten Volksinitiativen hat gegenüber dem Vorjahr von 8 auf 11
zugenommen, bei ihren Themen lassen sich keine Schwerpunkte ausmachen. Eine
davon ist bereits weniger als sechs Monaten nach ihrer Lancierung eingereicht worden
(Waffenplätze), ein Teil von ihnen wird jedoch mit grosser Wahrscheinlichkeit nicht
zustande kommen. Dieses Schicksal erlitten im Berichtsjahr vier der 1989 gestarteten
Volksinitiativen: obwohl die Frist noch nicht abgelaufen war, wurde die
Unterschriftensammlung erfolglos abgebrochen (freie Fahrt für Jugendliche,
Stammhalter, Hügelstadt Sonnenberg und Behandlungsfristen für Volksinitiativen). 1

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 11.07.1990
HANS HIRTER

Armée

Armée

Weniger umstritten und auch viel kürzer gestaltete sich die Beratung der
Armeebotschaft 2017 in der kleinen Kammer. Die Ständerätinnen und Ständeräte waren
mehrheitlich einverstanden mit den drei Vorlagen und nach lediglich sechs
Wortmeldungen konnten die Geschäfte abgeschlossen werden. Einer der Redner war
Thomas Minder (parteilos, SH), der sich indes sehr kritisch äusserte und namentlich den
Munitionskauf beanstandete. Ihn störte, dass die Sistierung von BODLUV dazu geführt
habe, dass «der Topf einfach mit Munition aufgefüllt» werde, um Kreditreste zu
verhindern. Aber nicht nur das, der Schaffhauser nutzte die Gelegenheit, um
grundsätzlichen Tadel bezüglich der bundesrätlichen Vorgehensweise bezüglich
anderer grosser Beschaffungsprojekte – namentlich der anstehenden
Kampfjetevaluation – zu äussern. Nichtsdestotrotz stehe er für das Rüstungsprogramm
ein. Zum Rüstungsprogramm gab es zwar einen Minderheitsantrag Savary (sp, VD), mit
dem ebenfalls der Munitionskauf beanstandet wurde. Dieser entsprach dem Versuch
der SP im Nationalrat, gänzlich auf den Munitionskauf zu verzichten. Für die
Rüstungsbeschaffungen sollten also nur CHF 675 Mio. gesprochen werden, statt der
beantragten CHF 900 Mio. Mit 29 zu 9 Stimmen blieb dieser Antrag jedoch auch im
Ständerat erfolglos. Mit 32 zu 4 Stimmen wurde das Rüstungsprogramm dann deutlich
genehmigt (3 Enthaltungen). Auch bezüglich des Rahmenkredits für Armeematerial (39
zu 1) und der Immobilienbotschaft (39 zu 0, 1 Enthaltung) folgten die
Standesvertreterinnen und Standesvertreter der Volkskammer. Die Armeebotschaft war
damit unter Dach und Fach. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 25.09.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Armée et société

Im September des Berichtsjahres reichte die SiK-SR ein Postulat zu den
Immobilienverkäufen des VBS ein. Der Bundesrat wurde beauftragt, bis Mitte 2012
einen Bericht vorzulegen, in dem präzisiert wird, welche Liegenschaften des VBS
veräussert werden könnten, die Zeiträume dafür zu skizzieren und Angaben zum
möglichen Verkaufserlös zu machen. Darüber hinaus sollte geprüft werden, wie der
erzielte Erlös dem VBS über die Erhöhung des Ausgabenplafonds der Armee für
Rüstungsbeschaffungen wiederum zur Verfügung gestellt werden könnte. Der Bundesrat
beantragte die Annahme des Postulats mit der Anmerkung, erst nach Behandlung des
Armeeberichts die Anforderungen des Begehrens erfüllen zu können. Der Ständerat
nahm das Postulat diskussionslos an. 3

POSTULAT
DATE: 27.09.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Der Standort Mitholz der Schweizer Armee hat eine bewegte Geschichte. Das sich auf
Gemeindegebiet von Kandergrund (BE) befindliche ehemalige Munitionsdepot gelangte
über die vergangenen Jahre unter verstärkte Beobachtung. 1947 kam es in den Stollen
zu Explosionen, die zu einem Einsturz mehrerer Bereiche des unterirdischen Baus
führten und neun Menschenleben kosteten. Mehrere hundert Tonnen Munition waren
damals explodiert. Daraufhin konnte ein Teil der im Berg verbliebenen Munition
geräumt werden, etliche Tonnen Munition und Sprengstoff mussten jedoch
zurückgelassen werden. Schätzungen zufolge liegen noch etwa 3500 Bruttotonnen
Munition und mehrere hundert Tonnen Sprengstoff in den eingestürzten Anlageteilen.
In den Jahren 1949 und 1986 wurden Risikobeurteilungen vorgenommen, bei denen
festgestellt wurde, dass die Anlage weiter genutzt werden könne, da bei einer allfälligen
erneuten Explosion lediglich mit geringen Schäden zu rechnen sei. Deswegen
verblieben die Truppenunterkunft und ein Lager der Armeeapotheke im regulären
Betrieb.

Mitte 2018 stellte sich heraus, dass die Situation in Mitholz völlig anders aussah als
bisher angenommen. Weil der Standort Mitholz für ein Rechenzentrum der Armee in
die engere Auswahl gekommen war, hatte das VBS eine neue Studie erstellen lassen.
Diese neue Risikobeurteilung veranlasste die Behörden, ganz andere Schlüsse zu
ziehen, als noch rund dreissig Jahre zuvor. Gemäss den Erkenntnissen der
Studienautoren bestehe ein weit höheres Risiko einer erneuten Explosion als bisher
angenommen. So seien Explosionen durch äussere Einflüsse, wie etwa Felsstürze,
weitere Einstürze in der Anlage selbst oder auch Selbstentzündungen keine
unwahrscheinlichen Szenarien. Die daraus resultierenden Risiken für die Anlage und die
Umgebung seien grösser, als bis anhin bekannt gewesen sei, und lägen ausserhalb der
geltenden Regelungen im Umgang mit solchen Risiken. Sofortmassnahmen zu ergreifen
sei gleichwohl nicht notwendig, so ein weiterer Befund der Experten. Aufgrund des
Zwischenberichts der Gutachter war es jedoch angezeigt, das Risiko der Anlage zu
reduzieren, wofür der Bundesrat eine Arbeitsgruppe bilden liess. Weiter wurde
beschlossen, die noch genutzten Bereiche des Standortes – Unterkunft und Apotheke –
unmittelbar zu schliessen. Für weitere Massnahmen sollte der Schlussbericht
abgewartet werden. Gleichwohl beschloss der Bundesrat, die lokale Bevölkerung mit
einem Informationsanlass über die Situation ins Bild zu setzen.

Die kurzfristig anberaumte Veranstaltung stiess auf grosses Interesse.
Verteidigungsminister Guy Parmelin erschien persönlich in Begleitung des Berner
Regierungspräsidenten Christoph Neuhaus (BE, svp) und des Kandergrunder
Gemeindepräsidenten Roman Lanz, um die Bevölkerung aufzuklären. Die
Mitholzerinnen und Mitholzer baten um stetigen Informationsfluss und um Verständnis
dafür, dass die neuen Erkenntnisse für Unmut sorgten. Man habe bereits mit der NEAT
und dem Lötschberg-Basistunnel, wo die Einwohnerinnen und Einwohner teilweise nur
dürftig über auftretende Komplikationen informiert worden seien, schlechte
Erfahrungen gemacht. 
Kurz nach Bekanntwerden der Umstände begannen die Spekulationen. Die Berner
Zeitung befasste sich mit möglichen Lösungen, wobei die Bergung der Munition eine
Variante darstellte. Klar war, dass die Verminderung der Risiken nicht einfach werden
würde. Kritisch wurde dabei die Haltung der Behörden kommentiert, die während
Jahrzehnten nichts unternommen hätten und nur durch die neueren Pläne für das
Rechenzentrum auf die heikle Ausgangslage aufmerksam geworden seien, wie der
Gemeindepräsident von Kandergrund kritisierte. Überrascht ob der Entwicklungen
zeigte sich überdies der Verantwortliche des regionalen Führungsorgans, der nur aus
den Medien von dem veränderten Risikobild erfahren hatte. Andererseits verkündete
kurz darauf die BLS, deren Gleistrassen auf dem betroffenen und gefährdeten Gebiet

AUTRE
DATE: 28.06.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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liegen, dass für Letztere keine unmittelbare Gefahr bestehe. 

Mit etwas zeitlicher Distanz fand Gemeindepräsident Roman Lanz deutlichere Worte.
«Die Munition muss fort», liess er sich in der Berner Zeitung zitieren, ungeachtet der
Kosten und der Dauer der Beseitigung. Dafür werde man sich bei den Bundesbehörden
einsetzen und den Druck hochhalten. Weitere verzögerte Informationsflüsse würde
man nicht goutieren. Es zeichnete sich ab, dass das «Pulverfass Mitholz» noch für
Diskussionen sorgen würde, gerade angesichts der Aussagen von Jürg Grossen (glp, BE),
der eine rasche und umfassende externe Untersuchung forderte und bereits im
Sommer 2018 eine entsprechende Motion (Mo. 18.3798) im Nationalrat deponierte. 4

Anfang Oktober 2018 und damit gut zwei Monate nach der ersten Orientierung der
Bevölkerung am gefährdeten Standort Mitholz im Berner Oberland wurde der erwartete
Expertenbericht veröffentlicht. Es stand wenig im Bericht, was nicht zuvor bereits
kommuniziert worden war. Bekräftigt wurde die Einschätzung, dass es keiner
Sofortmassnahmen bedürfe und dass sowohl Durchgangsstrassen als auch die
Bergstrecke der BLS weiterhin genutzt werde könnten. Es brauche jedoch Massnahmen,
um die Risiken mittel- bis langfristig zu beseitigen. Dafür war bereits eine
Arbeitsgruppe gebildet worden, die ihre Tätigkeit im August 2018 aufgenommen hatte.
Weiter wurde seitens des Bundesrats kommuniziert, dass das BAFU einen Bericht
erarbeite, um den Umgang mit der verschütteten Munition zu beurteilen.
Die Kernaussagen des Expertenberichts liessen indes keine Zweifel am Ernst der Lage.
So weise die Risikoanalyse «gemessen an den Beurteilungskriterien zur
Störfallverordnung nicht akzeptable Risiken für die Umgebung aus». Gar «nicht
zulässig» seien die Risiken bezüglich des Sicherheitskonzepts für den Umgang mit
Munition und Explosivstoffen für die Truppenunterkunft und die Armeeapotheke, also
die bestehenden Strukturen im Bereich der Anlage. Die bereits geäusserten
Empfehlungen aus dem Zwischenbericht wurden damit bestätigt: Die Unterkunft und
die Lager der Armeeapotheke seien zu schliessen, es sollten keine weiteren
Bauvorhaben umgesetzt werden, eine Arbeitsgruppe solle eingesetzt werden und es
müssten Massnahmen ergriffen werden, um unbefugten Zutritt zur Anlage zu
unterbinden. 

Die Befunde wurden auch dieses Mal vor Ort der betroffenen Bevölkerung
kommuniziert, wobei auch der zuständige Vorsteher der kantonalen Polizei- und
Militärdirektion, Regierungsrat Philippe Müller (BE, fdp), zugegen war. Der grosse
Publikumsaufmarsch liess erkennen, dass die Sache die lokale Bevölkerung stark
beschäftigte. «Mitholz bleibt gefährlich» titelte «der Bund», der über den
Informationsanlass berichtete. Dort gingen die Wogen hoch. Besonders dafür, dass sie
keinen Zeitplan vorlegen konnten, und weil nicht klar wurde, welche möglichen
Lösungen im Vordergrund standen, wurden die Behörden kritisiert. Die Leiterin der
Arbeitsgruppe entgegnete diesbezüglich jedoch, dass es nicht ehrlich wäre, hier falsche
Versprechen zu machen. Geplant war zu diesem Zeitpunkt einzig, dass bis 2020 ein Plan
zum weiteren Vorgehen vorgelegt werden soll. Die Äusserungen der anwesenden
Verantwortlichen vermochten das Publikum aber nicht zu befriedigen. Kritisiert wurde
auch das VBS, beispielsweise für die langsame Erarbeitung eines Evakuierungsplans
oder für seine lange Reaktionszeit bei gemeldeten Blindgänger-Funden. 

Zwei Monate später folgte eine Orientierung des Kantons Bern und der Gemeinde
Kandergrund. An diesem Anlass wurde der Bevölkerung ein Merkblatt vorgestellt, auf
dem Verhaltensregeln für den Fall einer Explosion festgehalten waren. Dabei handelte
es sich um Vorsichtsmassnahmen, aber auch um Handlungsanweisungen bei einer
nötigen Evakuierung. Ferner wurde der Projektleiter vorgestellt, der mit einem Team die
bis 2020 in Aussicht gestellten Varianten erarbeiten soll. Ebenso wurde über die bereits
getätigten Massnahmen informiert, etwa über den Aufbau von Sensoren zur Messung
von geologischen Veränderungen auf dem betroffenen Gebiet. Auch der Bau einer Not-
Umfahrungsstrasse wurde projektiert. Die Behörden zeigten zudem auf, wie die Lage
weiter bearbeitet und beobachtet werden wird. Konkretere Ideen, wie das zerstörte
Munitionslager aufgehoben werden kann, wurden jedoch auch zu diesem Zeitpunkt
noch nicht präsentiert. 5

AUTRE
DATE: 08.10.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Das sich auf dem Gebiet der Berner Oberländer Gemeinde Mitholz befindende
ehemalige Munitionslager soll möglichst schnell geräumt werden, forderte Jürg Grossen
(glp, BE) in einer Motion. Grossen, der sich auch an den lokalen Informationsanlässen
zeigte, brachte die Problematik mit seinem Vorstoss ins Parlament, noch bevor der
entsprechende Expertenbericht veröffentlicht worden war, und griff damit die Sorgen
der Bevölkerung auf. Das Pulverfass Mitholz müsse gefahrlos gemacht werden, wozu
dem Parlament ein Terminplan und eine Aufstellung der Kosten vorgelegt werden
müssten, forderte er. Zu diesem Zeitpunkt war die Bevölkerung bereits seit geraumer
Zeit im Ungewissen darüber, wie es um die Sicherheit im betreffenden Gebiet stand.
Ende Juni 2018 war in einem Experten-Zwischenbericht vor einer erhöhten
Explosionsgefahr gewarnt worden. Etliche Bruttotonnen Munition und hunderte Tonnen
Sprengstoff lägen noch im eingestürzten Teil der Anlage, was eine Gefahr für Mensch
und Umwelt darstelle. Kurzfristige Massnahmen seien jedoch nicht nötig, schlossen die
Autoren. Grossen kritisierte das behördliche Nichtstun jedoch als nicht
vertrauensbildend. Die Regierung zeigte sich des Unmuts bewusst, der in der Region
herrscht. Gleichwohl sah sie davon ab, die in die Wege geleiteten Abklärungen und
Arbeiten zu beschleunigen. Man sei dabei, zusammen mit dem Kanton Bern die Lage zu
kontrollieren, und informiere die Bevölkerung weiterhin über den Fortschritt. Vorerst
werde die verbleibende Munition untersucht, wobei ermittelt werden solle, wie die
Rückstände am besten beseitigt werden könnten. Erst Mitte 2020 würden diese
Vorarbeiten abgeschlossen. Offen seien bis anhin die Risiken einer Beseitigung der
alten Munition. Die eingesetzte Arbeitsgruppe solle weiterhin prüfen, welches die
sichersten Varianten seien. Die Motion sei deswegen abzulehnen, erklärte der
Bundesrat.
Mit diesem Antrag stiess die Regierung indes auch im Parlament auf Unverständnis.
Dieses befasste sich erst gut ein Jahr nach ihrer Einreichung mit der Motion. Auch der
Motionär selbst zeigte sich irritiert. Er wolle eine Aufschiebung der Risiken auf
zukünftige Generationen nicht hinnehmen, erklärte er. Ebenso wolle er die Räumung als
Variante unter anderen nicht akzeptieren; die Räumung sei nötig und wichtig. Die
Verteidigungsministerin beharrte auf dem eingeschlagenen Weg und Zeitplan,
wenngleich sie erklärte, dass auch sie gerne schneller voranschreiten würde. Es müsse
aber koordiniert weitergemacht werden und zuerst müssten mögliche Lösungen
erarbeitet werden. Die Bundesrätin stellte jedoch in Aussicht, dass eine ganze oder
mindestens teilweise Räumung im Fokus stehe. Man arbeite mit Hochdruck an dieser
Sache, brauche aber Zeit. Der Nationalrat unterstrich, dass die Frage vordringlich sei,
und nahm die Motion deutlich mit 131 zu 41 Stimmen bei 4 Enthaltungen an. 6

MOTION
DATE: 14.06.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

La population de Mitholz a été informée de l'avancement des travaux entrepris dans le
cadre de la réduction des risques liés à l'ancien dépôt de munitions. Le groupe de
travail «Mitholz» recommande, dans son rapport, d'examiner plus en détails six options
ayant pour objectif une élimination partielle ou complète des munitions. Un septième
scénario a tout de même été pensé, dans le cas où ces dernières ne pourraient être
évacuées du site. Le rapport de situation indique également qu'un système permet
actuellement de détecter précocement des changements survenant sur le site et d'en
alerter la population. Suite aux analyses effectuées, aucune contamination de la nappe
phréatique n'a été détectée. La matière explosive contenue dans les munitions reste
encore apte à remplir sa fonction. Les résultats de l'étude approfondie sont attendus
pour l'été 2020. Au printemps, la population aura déjà la possibilité de s'exprimer sur
les six options.

En avril 2019, les experts de l'institut Fraunhofer, mandatés par l'OFEV pour l'évaluation
de l'analyse de risque réalisée par le DDPS, confirmaient le risque élevé émanant de
l'ouvrage. D'après leurs calculs, les risques décrits dans les scénarios du DDPS sont
plausibles, mais les zones de danger pourraient être réparties différemment. L'OFEV
exige que le risque soit ramené au moins au domaine acceptable visé par les critères
d'appréciation relatifs à l'OPAM. Les résultats de l'expertise devront être intégrés dans
la planification des mesures et les plans d'urgence. 7

RAPPORT
DATE: 29.09.2019
DIANE PORCELLANA
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La CPS-CE propose, sans opposition, de rejeter la motion de Jürg Grossen (pvl, BE)
priant de vider l'ancien dépôt de munitions de Mitholz. Comme le Conseil fédéral s'est
déjà engagé à prendre des mesures, un mandat parlementaire supplémentaire n'est pas
nécessaire. Récemment, le groupe de travail «Mitholz» a délivré un rapport sur l'état
d'avancement des travaux prévus pour réduire les risques liés à l'ancien dépôt de
munitions. 8

MOTION
DATE: 08.11.2019
DIANE PORCELLANA

Le Conseil des Etats a suivi l'avis de sa commission et a donc rejeté la motion priant de
vider l'ancien dépôt de munitions de Mitholz. Outre l'intervention du représentant de
la CPS-CE Josef Dittli (plr, UR) la conseillère fédérale Viola Amherd avait motivé, au
plénum, la position du Conseil fédéral. La sécurité des acteurs en charge de la
dépollution de l'ouvrage ne peut pas être actuellement assurée. La protection de la
population locale, ainsi que des liaisons de transports environnantes, ne pourraient
être garanties en cas d'évacuation. 9

MOTION
DATE: 04.12.2019
DIANE PORCELLANA

Organisation militaire

Ayant surmonté une proposition de renvoi du député Bodenmann (ps, VS), arguant de la
nouvelle situation en Europe pour réduire les dépenses de l'armée, le programme des
constructions 1990 donna par ailleurs lieu à une délibération à huis clos du Conseil
national. Cette dernière, ayant trait au poste des ouvrages pour l'infrastructure de
commandement, portait sur un crédit de CHF 56.5 millions relatif à l'abri du Conseil
fédéral en cas de crise. Le groupe socialiste, bien que ne s'opposant pas véritablement
au projet, souhaita, sans succès, qu'une délégation parlementaire puisse visiter cette
installation dont la localisation et les coûts totaux sont strictement secrets. 10

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 20.06.1990
BRIGITTE CARETTI

A ces décisions s'opposèrent le lancement et l'aboutissement de l'initiative populaire
«40 places d'armes, ça suffit! L'armée doit aussi se soumettre à la législation sur la
protection de l'environnement». Initiée par l'ARNA en juin, soutenue par les socialistes,
les écologistes, les indépendants et les évangéliques, elle fut déposée en décembre,
munie de 120'983 signatures. Elle demande principalement l'interdiction de toute
nouvelle construction de places d'armes en Suisse, avec un effet rétroactif au 1er avril
1990, ce qui entraînerait l'interdiction de l'édification de la seconde étape de la
caserne de Gossau. Ce problème refera donc à plusieurs titres surface devant les
Chambres car, bien qu'une première motion du député Rechsteiner (ps, SG) (Mo.
89.829) demandant la renonciation à la première phase de l'élévation de la place
d'armes eût été rejetée par le Conseil national, une seconde motion du même homme,
plus radicale puisqu'exigeant un moratoire total d'au moins cinq ans pour les achats, les
constructions et les acquisitions de terrains à des fins militaires, est toujours
pendante. 11

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 27.06.1990
BRIGITTE CARETTI

Dans le dernier poste du programme des constructions 1990 figure notamment le
crédit pour la deuxième étape de l'édification de la place d'armes de Neuchlen-
Anschwilen (commune de Gossau, SG). Devant remplacer la caserne de Saint-Gall
détruite en 1980 en raison des travaux de la N1, cette élévation, dont le montant de la
première étape fut adopté par les Chambres en 1989, reste très controversée,
notamment par les partis socialiste, écologiste, indépendant et évangélique ainsi que
par I'ARNA (Aktionsgruppe zur Rettung von Neuchlen-Anschwilen). S'ils invoquent la
protection de l'environnement, les adversaires du projet demandent plus
concrètement une pause de réflexion afin de pouvoir tenir compte de la nouvelle
architecture européenne ainsi que du futur concept «Armée 95». Les partisans de la
place d'armes, parmi lesquels on trouve un comité ad hoc (ISGA (sigle allemand),
communauté d'intérêts en faveur de lieux de formation militaire sensés et crédibles),
les partis bourgeois gouvernementaux et les libéraux, plaident quant à eux pour une
amélioration et un assainissement des infrastructures.
Au Conseil national, ces derniers l'emportèrent puisque les propositions de rejet du
crédit, de redimensionnement du projet, de déplacement de la caserne dans un autre
lieu ainsi que celle d'un vote consultatif des populations concernées furent toutes
repoussées. De surcroît, la majorité de la grande chambre intégra au programme des
constructions 1990 l'engagement financier nécessaire à la troisième phase de la
construction de cette place d'armes (CHF 12.97 millions), afin d'éviter la répétition d'un
tel débat en 1991. Le Conseil des Etats entérina cette extension, malgré une proposition

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 21.09.1990
BRIGITTE CARETTI
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s'y opposant de la conseillère aux Etats Bührer (ps, SH). 12

Le programme des constructions 1990 se caractérise par une nouvelle orientation
puisqu'il concerne en priorité des réalisations servant directement à la troupe. Ainsi,
des CHF 370 millions attribués par les deux Conseils, 33% sont destinés aux ouvrages
de combat, 20% à cinq projets de logistique et 41% aux constructions en faveur de
l'instruction (Dans ce crédit sont également compris CHF 8 millions au titre de la
protection de l'environnement et 9.73 millions de crédits additionnels). 13

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 16.10.1990
BRIGITTE CARETTI

Approùvé à l'unanimité par le Conseil des Etats en juin, le programme des
constructions 1991 s'élève à CHF 255.25 millions, soit une réduction de près de 115
millions par rapport à celui de 1990. Ce montant est le plus faible depuis 1984. Il
maintient l'orientation initiée en 1990 en faveur de réalisations destinées à
l'instruction. De cette somme, 40% (CHF 102 millions) sont affectés aux infrastructures
de combat et de commandement, 34% (CHF 87 millions) sont destinés à l'instruction,
21% (CHF 54 millions) sont attribués à la logistique – principalement en faveur de la
rénovation et des constructions de l'arsenal de Bière (VD) – le solde étant réparti entre
dix crédits additionnels dus au renchérissement. Au Conseil national, la tranche
annuelle de crédit de CHF 25 millions destinée à la construction du «bunker secret» du
Conseil fédéral à Kandersteg (BE) fut particulièrement contestée. La gauche et les
écologistes désiraient que le parlement se prononce d'abord sur un crédit
d'engagement pour l'ensemble de l'ouvrage (environ 250 millions). Cette proposition
fut rejetée. Par ailleurs, cette même Chambre a proposé de faire passer le crédit
consacré à la rénovation des cantonnements de 10 à 15 millions, ce que le Conseil des
Etats accepta ensuite facilement. 14

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 22.10.1991
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil fédéral s'est montré tout à fait opposé à l'initiative populaire «40 places
d'armes, ça suffit! L'armée doit aussi se soumettre à la législation sur la protection de
l'environnement» et en a demandé le rejet, estimant qu'il n'aurait, sans cela, plus le
moyen d'assumer les tâches qui lui incombent. Il a précisé, dans son message, que si
l'armée n'envisage pas aujourd'hui de construire de nouvelles places d'armes ou de
nouveaux aérodromes, il n'en allait pas de même pour les places d'exercice ou de tir.
Or, si ce texte était accepté et que des besoins supplémentaires en instruction se
faisaient sentir, ou si certaines places devaient être abandonnées, l'armée devrait
utiliser plus de terrains non militaires et occasionnerait des charges supplémentaires
pour les places d'armes actuelles. Le second argument majeur du gouvernement
concerne la disposition de l'initiative stipulant que les installations militaires doivent
être soumises au même régime que les installations civiles et qu'elles doivent être
régies par les législations fédérales et cantonales sur la protection de l'environnement,
l'aménagement du territoire et la police des constructions. Or, les domaines où la
Confédération est chargée d'exécuter des tâches d'intérêt national, tels les chemins de
fer, les routes nationales ou l'aviation civile, ne sont soumis qu'à des prescriptions
fédérales. L'initiative créerait donc une inégalité de traitement. De plus, elle rendrait
impossible la sauvegarde du secret en matière militaire et créerait de trop longues
procédures juridiques aux niveaux cantonal et communal. Concernant le cas de
Neuchlen-Anschwilen (SG), le Conseil fédéral précise que, d'une part, il ne constitue
pas une place d'armes supplémentaire mais remplace seulement la caserne de Saint-
Gall et que, d'autre part, le projet est compatible avec les exigences de la protection de
la nature. 15

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 29.10.1991
SERGE TERRIBILINI

Les travaux pour la place d'armes de Neuchlen-Anschwilen (SG) ont repris, après une
année de pause, au mois de septembre. Les opposants, qui avaient exigé d'attendre le
résultat de la votation sur l'initiative pour que quelque chose soit entrepris, ont entamé
une campagne pour s'opposer à leur reprise. Divers incidents eurent lieu ainsi qu'une
grande manifestation (Pour avoir participé à ces manifestations, des poursuites ont été
engagées contre huit Conseillers nationaux, mais le parlement s'est cependant
prononcé contre la levée de leur immunité parlementaire). C'est pourquoi, dans le
cadre du premier supplément au budget 1991, le parlement, malgré l'opposition des
socialistes, a accordé au DMF les CHF 3.9 millions qu'il demandait pour protéger la
place d'armes (pose d'une clôture et surveillance du chantier par Securitas) afin de
permettre de poursuivre les travaux (Les grands travaux devraient commencer au

DÉBAT PUBLIC
DATE: 21.12.1991
SERGE TERRIBILINI
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printemps 1992 par la construction de la caserne sur la place d'armes contestée). En fin
d'année, l'Assemblée générale du groupe d'opposition pacifique à Neuchlen-
Anschwilen (Gons) a décidé de cesser ses visites quotidiennes sur le chantier. Certaines
mesures de protection ont ainsi été levées. 16

Suivant l'avis du gouvernement, le Conseil national a rejeté l'initiative populaire «40
places d'armes, ça suffit! L'armée doit aussi se soumettre à la législation sur la
protection de l'environnement» dans la proportion de deux contre un. Le traditionnel
clivage gauche-droite sur les sujets touchant à l'armée s'est encore une fois retrouvé.
La majorité de la chambre a considéré que ce texte pourrait être préjudiciable à la
préparation de l'armée et qu'il était trop rigide en matière de gestion des places
d'armes; selon les députés bourgeois, cela pourrait paradoxalement nuire aux intérêts
de la protection de l'environnement et de l'aménagement du territoire. En outre,
Neuchlen-Anschwilen (SG), projet plus particulièrement visé par les initiants, ne
représenterait pas une 41e place d'arme, mais le remplacement de celle de Saint-Gall.
Quant à l'assujettissement de la construction de places d'armes aux législations
cantonales et communales, la chambre à estimé que cela mettrait en danger le maintien
du secret. Notons que, tout comme Kaspar Villiger, le Conseil national et sa commission
ont admis que le nombre de 40 places d'armes était suffisant pour les besoins de
l'armée, mais qu'une certaine souplesse était nécessaire dans leur gestion et leur
aménagement. D'autre part, deux propositions de contre-projet ont été rejetées. La
première, celle de Edgar Oehler (pdc, SG), demandait le maintien du statu quo, mais
avec possibilité de transformer et d'agrandir les places existantes. La seconde, venant
des automobilistes, était de même teneur mais demandait en plus la possibilité de
remplacer les installations existantes par de nouvelles. 17

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 29.01.1992
SERGE TERRIBILINI

Le programme des constructions 1992 a présenté le montant le plus faible depuis de
nombreuses années, puisque celui-ci s'est monté à CHF 159.8 millions, soit plus de 90
millions de moins que le programme 1991. Si l'un de ses buts était de répondre à la
situation délicate des finances fédérales, l'autre restait toujours de privilégier les
besoins de l'instruction. CHF 114.8 millions y ont en effet été consacrés. Le crédit
d'engagement le plus élevé concernait l'agrandissement et la rénovation de la caserne
d'aviation de la place d'armes de Payerne (VD). Le solde s'est réparti entre des ouvrages
de combat et de conduite de l'armée (34 millions) et des crédits additionnels pour des
projets déjà approuvés (11 millions). A l'occasion de son message, le gouvernement a
signalé quelles seraient les conséquences du plan directeur Armée 95 sur les ouvrages
militaires. En particulier, la réduction des effectifs devrait permettre de libérer
certaines constructions. En les adaptant, dans la mesure du possible, aux nouvelles
exigences de l'armée, une économie de construction pourra certainement être opérée.
Si, toutefois, des constructions s'avéraient nécessaires, les principes à respecter
seraient la simplicité de l'utilisation et de l'entretien, la polyvalence des installations, la
prise en compte de l'environnement et la souplesse d'attribution. 18

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 28.04.1992
SERGE TERRIBILINI

Kaspar Villiger s'est engagé à suspendre les travaux relatifs au projet de construction
de Neuchlen-Anschwilen jusqu'au vote populaire. Cela répondait au voeu d'une
motion de la minorité de la commission qui a, de ce fait, retiré son texte. Les travaux
d'infrastructure en cours ont toutefois été achevés selon la planification établie. 19

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 09.07.1992
SERGE TERRIBILINI

Un débat identique à celui concernant l'initiative contre le nouvel avion de combat s'est
déroulé autour de la clause de rétroactivité contenue dans le texte sur les places
d'armes. C'est ainsi que la majorité de la commission du Conseil des Etats, emmenée
par Oswald Ziegler (pdc, UR) avait proposé de déclarer irrecevable cette initiative.
Cependant, dissuadée par les juristes consultés, elle s'est ensuite attaquée à l'unité de
matière. Considérant que cette exigence n'était pas respectée, elle a proposé de la
déclarer nulle. Dans la presse et au sein des milieux politiques et juridiques, cette
décision a été largement contestée et considérée comme un acharnement inutile et
politiquement préjudiciable, ainsi que comme un changement brusque et absurde de la
pratique en matière de droits populaires. De fait, la chambre a préféré suivre la
minorité, dirigée par Otto Schoch (prd, AR) et soutenue par Kaspar Villiger, qui, si elle
rejetait l'initiative sur le fond, entendait la soumettre malgré tout à votation
populaire.

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 29.08.1992
SERGE TERRIBILINI
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Le Conseil des Etats a encore débattu d'une proposition Rhinow (prd, BL) de contre-
projet prévoyant que la Confédération et les cantons exploitent 40 places d'armes au
maximum, celles-ci étant soumises aux seules législations fédérales sur l'aménagement
du territoire et l'environnement. Ce texte édulcorait donc quelque peu l'initiative et lui
retirait sa clause rétroactive. Il fut pourtant rejeté, la Chambre l'ayant estimé inutile et
ayant considéré qu'il ne fallait pas fixer dans la constitution une telle norme qui relève
du détail. 20

La construction du bunker secret du Conseil fédéral a encore une fois soulevé les
passions et suscité de nombreuses critiques au parlement, où beaucoup de députés
considéraient cette construction trop chère et inutile. Les députés bourgeois, en
soutenant ce projet, ont cependant permis que, par une courte majorité, un crédit de
CHF 138 millions soit débloqué pour son achèvement. 
La rubrique concernant les fonds destinés au bunker secret du gouvernement est
passée du programme des constructions militaires en 1991 à celui des construction
civiles en 1992. 21

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 08.12.1992
SERGE TERRIBILINI

Si le Conseil des Etats a adopté ce projet à l'unanimité, le débat au Conseil national fut
plus problématique; trois textes ont été présentés qui visaient à réaliser certaines
économies supplémentaires; le premier, du groupe socialiste, désirait le renvoi au
gouvernement avec mandat de limiter les dépenses aux seuls travaux de rénovation des
locaux destinés à la troupe. Les deux autres, de Max Dünki (pep, ZH) et Cyrill Brügger
(ps, FR), entendaient procéder à des coupes de CHF 12 et, respectivement, 34 millions.
Toutes ces propositions ont cependant été repoussées et le projet du gouvernement
assez facilement accepté. 22

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 15.12.1992
SERGE TERRIBILINI

Im dritten Anlauf wurde dem geplanten Ausbau des Gebirgsschiessplatzes auf der
Wendenalp (Susten, BE) die Umweltverträglichkeit attestiert. Gegen das vom EMD als
Minimalvariante bezeichnete Projekt erhoben Natur- und Umweltschützer dennoch
Einsprache, da die Wendenalp als wertvolles Brutgebiet von Birkwild und anderen
seltenen Vogelarten gilt und eines der wichtigsten Reptilienvorkommen der Schweiz
beherbergt. 23

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 19.03.1993
MARIANNE BENTELI

Bei der Initiative «40 Waffenplätze sind genug – Umweltschutz auch beim Militär»
erwies sich die generelle Auflage des künftigen Verbots weiterer Waffenplatzbauten als
Fallstrick für das konkrete Anliegen des Schutzes der Landschaft von Neuchlen-
Anschwilen (SG). Die Initiativgegner behaupteten, mit der Annahme der Initiative würde
jede Sanierung eines alten Waffenplatzes in Zukunft ausgeschlossen, womit man der
Armee die Grundlage entziehe, ihre Soldaten zeitgemäss auszubilden. Dem hielten die
Initianten entgegen, gemäss Initiativtext sollten nur Erweiterungen der bestehenden
Waffenplätze verboten werden, worunter eine Ausdehnung des Waffenplatzareals oder
eine mit einer stärkeren Belastung der Umwelt verbundene Änderung der Nutzung
gemeint sei. Die unpräzise Formulierung des Verbots künftiger Waffenplatzbauten
sowie die starke Anlehnung der Initianten an die GSoA während der
Abstimmungskampagne erlaubten den Initiativgegnern, auch dieses Begehren als
verkappte Schwächung der Armee darzustellen und in die emotionsgeladene
Atmosphäre des Abstimmungskampfes über die Flugzeugbeschaffung einzubeziehen.
Die mit über 55% Nein-Stimmen erfolgte Ablehnung fiel überraschend klar aus, hatten
doch zu Jahresbeginn noch fast zwei Drittel der Stimmberechtigten ihre Sympathie für
die Initiative bekundet. Diese konnte zudem recht nahtlos an die erfolgreiche
Rothenthurm-Initiative von 1987 anknüpfen. Unter dem Sperrfeuer der bürgerlichen
Gegnerschaft verlor sie aber zusehends an Boden und wurde schliesslich nur knapp
weniger deutlich als die Flugzeugbeschaffungs-Initiative abgelehnt. Lediglich die fünf
Westschweizer Kantone Genf, Waadt, Neuenburg, Freiburg und Jura, das Tessin und die
beiden Basler Halbkantone stimmten dem Volksbegehren zu, der Kanton Jura mit 73.3%
am deutlichsten, Freiburg mit 50.3% der Stimmen nur ganz knapp. Auffallend war, dass
die Ostschweizer Kantone St. Gallen, Thurgau, beide Appenzell und Schaffhausen die
Waffenplatz-Initiative – im Gegensatz zur restlichen Deutschschweiz – stärker
verwarfen als die Flugzeug-Initiative. 

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 06.06.1993
MARIANNE BENTELI
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Volksinitiative «40 Waffenplätze sind genug – Umweltschutz auch beim Militär».
Abstimmung vom 6. Juni 1993

Beteiligung: 55.6%
Nein: 1'390'812 (55.2%) / 14 4/2 Stände
Ja: 1'124'893 (44.8%) / 6 2/2 Stände

Parolen: 
– Nein: FDP, CVP (1*), SVP, LP, EVP,  AP, SD, EDU; Vorort, SGV, SBV, CNG, VSA
– Ja: SP, LdU (3*), GP, PdA; SGB
– Stimmfreigabe: Lega
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Die Vox-Analyse dieses Urnenganges zeigte bei den Motiven der Nein-Stimmenden ein
deutliches Muster. Für die grosse Mehrheit der Befragten waren armeepolitische und
gefühlsmässige, undifferenzierte Beweggründe mit eher armeefreundlichem Charakter
ausschlaggebend. Die Behauptung der Initiativgegner, eine Annahme der Initiative
würde inskünftig eine sinnvolle Modernisierung der militärischen Ausbildung
verhindern, wog dabei schwerer als das Argument, mit dem Waffenplatz Neuchlen-
Anschwilen gelte es dringenden Ersatz für die Kaserne von St. Gallen zu schaffen. Die
Begründungspalette der Ja-Stimmenden war mit drei ausgeprägten Motivgruppen etwas
breiter als diejenige der Gegnerschaft. Aber auch hier überwogen jene, welche
armeepolitische Überlegungen – etwa die Verkleinerung der Armee im Rahmen der
Reform Armee 95 – in den Vordergrund stellten, gefolgt von jenen, die als tendenziell
armeekritisch einzustufen sind. Überraschenderweise standen umweltpolitische Motive
erst abgeschlagen an dritter Stelle. Anders als seinerzeit bei der Rothenthurm-Initiative
war es den Initianten offenbar nicht gelungen, den Natur- und Umweltschutz zu einem
zentralen Thema zu machen. 24

Eine Motion Brügger (sp, FR), welche den Bundesrat aufforderte, aus ökologischen
Gründen auf den Ausbau des Schiessplatzes Kaisereggalp (BE) zu verzichten, wurde vom
Nationalrat abgelehnt. Der Bundesrat argumentierte, es handle sich bei diesem Projekt
nicht um einen Ausbau, sondern lediglich um die bessere Erschliessung des
Schiessplatzes, wobei nach Möglichkeiten auf die Belange des Natur- und
Landschaftsschutzes Rücksicht genommen werde. 25

MOTION
DATE: 21.09.1993
MARIANNE BENTELI

Mit CHF 65.5 Mio. beantragte der Bundesrat dem Parlament die tiefste
Investitionssumme für militärische Bauten seit Jahrzehnten. In ihrer Botschaft
unterstrich die Landesregierung, das Bauprogramm 1993 entspreche nicht den
ausgewiesenen Bedürfnissen, sondern ausschliesslich den im Zuge der
Sparmassnahmen mehrfach gekürzten Zahlungskrediten. Der Hauptanteil des neuen
Bauprogramms war mit CHF 42.5 Mio. erneut für Ausbildungsbauten reserviert, um den
Rückstand bei den sanierungsbedürftigen Kasernenanlagen, Truppenunterkünften und
Schiessplätzen weiter zu verringern. Beide Kammern stimmten dem Bauprogramm
praktisch diskussionslos zu, wobei aber die Sprecher der jeweiligen
Sicherheitskommission vor weiteren Sparübungen im Bereich der militärischen Bauten
warnten. 26

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 26.10.1993
MARIANNE BENTELI

Das EMD will im Hinblick auf das Projekt Armee 95 fünf der zwölf Militärflugplätze
schliessen. Da wie alle Armeebereiche auch die Flugzeugflotte um ein Drittel verkleinert
wird, sollen bis Januar 1995 die Kriegsflugplätze in Saanen (BE), Ulrichen (VS), Raron (VS),
Ambri (TI) und St. Stephan (BE) aufgehoben werden. Dabei werden insgesamt 29
Arbeitsplätze gestrichen. Das EMD versicherte, Entlassungen würden nach
Möglichkeiten durch Umschulung, natürliche Abgänge oder Versetzung vermieden. 27

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 13.11.1993
MARIANNE BENTELI
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Nach Ansicht des Bundesrates bedingt das mit der Armee 95 vorgesehene Konzept der
dynamischen Raumverteidigung eine Überprüfung des während 100 Jahren
entstandenen Festungssystems. Deshalb werden in den nächsten zehn bis zwanzig
Jahren 14'000 von 20'000 Bauten aufgegeben, darunter auch die 40 grossen
Festungsartillerie-Anlagen. Weil die Liquidierung finanziell aufwendig ist, soll sie
etappenweise vorgenommen werden. Weiterhin zu verteidigen sind gemäss Bundesrat
die wichtigsten Alpenübergänge. Mit dem Rüstungsprogramm 93 beantragte er deshalb
16 neue Artilleriegeschütze vom Typ Bison für die Festungsbrigaden in St. Maurice, am
Gotthard und in Sargans. Für die SP und die Grünen zeugt diese Ausrichtung von
überholtem Réduitdenken. Ein entsprechender Streichungsantrag Haering Binder (sp,
ZH) wurde im Nationalrat jedoch deutlich abgelehnt, obgleich auch Artillerie-Experten
des EMD ihre Skepsis gegenüber dem «Bison» nicht verhehlten. 28

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 31.12.1993
MARIANNE BENTELI

Bien qu'en augmentation par rapport à 1993, le montant du programme de
constructions 1994 proposé par le Conseil fédéral reste relativement modeste,
puisqu'il se monte à un peu plus de CHF 195 millions. Le cadre de référence de ce
programme est essentiellement le plan directeur Armée 95. Même si ce dernier
implique une réduction des effectifs et que certains ouvrages actuels peuvent être
adaptés, les besoins de l'armée en constructions demeurent, notamment en raison de
la complexité des nouveaux systèmes d'armes. Comme ces dernières années, les
dépenses relatives à l'instruction représentent la part la plus importante du programme
(46.6%). Le second poste concerne les bâtiments destinés à la logistique, poste en
grande partie consacré à l'adaptation des infrastructures de l'aérodrome de Payerne
(VD) aux besoins du nouvel avion de combat FA/18. Le reste des dépenses concerne le
maintien des infrastructures de conduite et des ouvrages de combat, l'entretien des
fermes à loyer sur les places de tir et la couverture des coûts supplémentaires dus au
renchérissement. Les Chambres ont facilement adopté le projet du gouvernement. 29

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 18.10.1994
SERGE TERRIBILINI

Conséquence de la votation populaire de 1987 à propos du marais de Rothenthurm (SZ)
interdisant la réalisation de la place d'armes prévue sur ce site, le DMF a vendu une
partie des terres qu'il possédait dans la région. 30

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 02.11.1994
SERGE TERRIBILINI

Pour des raisons de protection de l'environnement et suite à une forte résistance
d'associations de défense de la nature, le DMF a renoncé à la création de la place de tir
pour engins filoguidés antichars prévue dans la région du Susten (BE). 31

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 26.11.1994
SERGE TERRIBILINI

Le DMF a annoncé qu'Armée 95 aura comme conséquence la liquidation des deux tiers
des installations militaires (bunkers, baraques, forts, etc.), soit 12'600 des 20'100
installations. Cette liquidation se fera néanmoins progressivement puisqu'elle s'étalera
sur 20 ans. 32

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 09.02.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Le Conseil des Etats a transmis un postulat Martin (prd, VD) demandant au
gouvernement d'envisager la possibilité d'ouvrir l'aérodrome militaire de Payerne (VD)
au trafic civil, ce afin d'aider cette région connaissant des difficultés économiques. Le
Conseil national a adopté un postulat Savary (prd, VD) (Po. 95.3014) à teneur similaire. 33

POSTULAT
DATE: 23.06.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Le Conseil fédéral a décidé que les constructions et les installations militaires seront
soumises, dans le futur, à une procédure d'autorisation identique à celle prévalant
pour les constructions civiles. La mise sur pied de cette procédure avait été annoncée
en 1993 lors de la campagne sur l'initiative populaire «40 places d'armes, ça suffit!». 34

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 26.09.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY
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Le Conseil fédéral a présenté son message relatif au programme des constructions
1995. En recul par rapport à 1994, celui-ci se monte à un total de CHF 159 millions. De
cette somme globale, CHF 89.4 millions seront consacrés à des bâtiments destinés à
l'instruction, 66.3 millions à des constructions pour les troupes d'aviation et 3.2
millions à des crédits additionnels (modifications de projets et renchérissement). Les
crédits relatifs à l'instruction doivent notamment servir à des constructions,
rénovations ou agrandissements des places d'armes de Frauenfeld (TG), Brugg (AG),
Sankt Luzisteig (GR) ainsi que du Centre d'instruction pour cadres supérieurs de
Lucerne/Kriens. Comme en 1994, les sommes dévolues aux troupes d'aviation seront
essentiellement affectées à des constructions nécessaires à l'avion de combat F/A-18.
Rejetant la proposition du député argovien Moser (pdl) de réduire les crédits
additionnels à CHF 200'000, le Conseil national a adopté facilement ce programme
malgré l'abstention de nombreux socialistes et écologistes, peu enclins à voter en
faveur de dépenses militaires suite à l'invalidation décidée peu auparavant de leur
initiative populaire. Le Conseil des Etats a également adopté le programme à
l'unanimité. 35

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 17.10.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Le Conseil fédéral a présenté son message relatif au programme des constructions
1996. En augmentation par rapport à 1995, le montant de celui-ci s'élève à CHF 196.9
millions. De cette somme globale, CHF 118.9 millions seront consacrés à la dernière
étape de la construction des cavernes nécessaires au stationnement des F/A 18, 70.8
millions à des bâtiments pour les Forces terrestres et 7.2 millions à des crédits
additionnels (renchérissement). Une grande partie (CHF 49,2 millions) des crédits
affectés aux Forces terrestres servira à la construction du centre d'instruction des
cadres supérieurs de Lucerne. Le parlement a adopté très facilement ce programme.
L'unique modification a concerné les constructions destinées à abriter le F/A 18. Le
Conseil national et, à sa suite, le Conseil des Etats ont tenu en effet à ce que le
prolongement de la galerie d'entrée des cavernes – qui ne figurait que comme option
dans le projet du gouvernement – soit construit dans le cadre du crédit de CHF 118.9
millions. 36

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 15.10.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Selon un rapport de la commission de gestion du Conseil des Etats, de nombreux
immeubles et infrastructures militaires sont devenus inutiles depuis l'entrée en
vigueur d'Armée 95. Sur les 21'000 installations existantes, 13'000 ne sont notamment
plus justifiées d'un point de vue militaire. Au dire du rapport, il est impératif que le
DMF se sépare de ces infrastructures très coûteuses à l'entretien. Ces dernières
devront être proposées en priorité aux collectivités publiques, puis, le cas échéant, aux
particuliers. Le DMF devra veiller à les vendre selon les prix du marché, afin de ne pas
dilapider le patrimoine de la Confédération. Les bâtiments et infrastructures qui
n'auront pas trouvé preneur devront soit être démolis, soit être désaffectés de manière
à limiter au minimum les coûts d'entretien. 37

RAPPORT
DATE: 10.05.1997
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Le Conseil fédéral a présenté son message relatif au programme des constructions
1997. En nette diminution par rapport à 1996, celui-ci se monte à CHF 56.52 millions.
Hormis un crédit additionnel (CHF 1.15 million) consacré à l'achèvement d'un projet en
cours de réalisation, l'ensemble du programme porte sur l'adaptation et l'amélioration
d'installations destinées à l'instruction. Du montant total prévu, CHF 17.55 millions
seront consacrés à la construction d'un centre d'instruction des troupes de
transmission sur la place d'armes de Kloten (ZH), 11.87 millions à la rénovation des
casernes d'infanterie de Bière (VD) et 11.9 millions à la transformation des installations
destinées à l'entreposage de drones d'exploration. Enfin, 14.05 millions devraient servir
à la construction d'un centre d'instruction des pilotes sur l'aérodrome de Locarno (TI).
Le parlement a très facilement adopté les propositions du gouvernement. 38

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 21.10.1997
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Devant la Commission de sécurité du Conseil national, Adolf Ogi a mentionné comme
domaine d’économies prioritaire les bâtiments militaires. L’armée suisse possède un
peu moins de 30'000 objets immobiliers. Le Conseil national a transmis un postulat de
la Commission de la politique de sécurité qui invite le Conseil fédéral à présenter à la
fin de chaque année un rapport concernant le taux d’occupation des cantonnements,
des installations d’instruction et autres installations militaires. Le gouvernement devra y
décrire les implications qu’à la planification continue en prévision de l’«armée XXI». 39

POSTULAT
DATE: 26.06.1998
FRANÇOIS HUGUENET
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Le Conseil fédéral a présenté son message relatif au programme des constructions
1998. Suivant la tendance à une diminution des coûts, celui se monte à CHF 50.7
millions. En fait, il aurait même pu être encore moins élevé si le Conseil fédéral n’avait
pas jugé bon de soumettre aux chambres l’assainissement et la modernisation de la
place de tir de Vugelles-La-Mothe (VD), dont le coût est légèrement inférieur (9.5
millions) à la limite des dix millions pour laquelle l’exécutif est compétent. Le second
projet de ce programme est l’assainissement et la rénovation de la caserne de Berne
ainsi que la transformation du manège et des écuries (41.2 millions). La participation de
la Confédération devrait s’élever à 55% du montant total. Le parlement a facilement
adopté cet objet. 40

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 05.10.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Le Conseil fédéral a présenté son premier « Message sur l’immobilier militaire 2000 »
dans lequel il a proposé l’ouverture de crédits de programme pour un montant total de
386 millions de francs. L’article « Projets immobiliers (transformations et
constructions) » totalise à lui seul près de CHF 212 millions, soit quelques 24 millions
de plus que l’année précédente. On y trouve un seul projet de plus de 10 millions (22
millions) attribué aux Forces aériennes. En l’occurrence, il s’agit de mesures de
protection contre le bruit concernant des bâtiments situés à proximité d’aérodromes
militaires. Le reste de la somme est répartie entre 53 crédits uniques et 9 crédits de
programme. 41

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 26.10.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Constitué d’un seul projet, le programme des constructions 1999 ne s’est élevé qu’à
CHF 17.9 millions, soit une somme significativement plus faible que les années
précédentes (par ex : 50.7 millions en 1998). Devant le Conseil des Etats, le rapporteur
Eric Rochat (lib, VD) a précisé que le montant effectif des constructions était de CHF
260 millions, une fois ajoutées les multiples réalisations d’un coût inférieur à dix
millions qui ne sont pas présentées dans le cadre de ce programme. En l’occurrence, le
projet unique de l’année sous revue consiste en la création d’un village d’exercice
destiné à l’instruction au combat en zone urbaine des troupes mécanisées. Le Conseil
des Etats a adopté ce programme à l’unanimité et le Conseil national, après le refus par
114 voix contre 30 d’une proposition de non-entrée en matière Hollenstein (pes, SG), a
fait de même par 118 voix contre 29 et 11 abstentions.
Le programme des constructions résumé ci-dessus était le dernier à être présenté
sous cette forme. Désormais, le DDPS propose annuellement un message intitulé «
Message sur l’immobilier militaire ». Cette modification a pour effet principal d’avancer
le traitement du message par les Chambres fédérales et d’augmenter la compétence
des Commissions de politique de sécurité aux projets inférieurs à CHF 10 millions. 42

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 02.11.1999
FRANÇOIS HUGUENET

La Chancellerie fédérale a confirmé que le bunker réservé au Conseil fédéral en cas de
crise avait été achevé. Cette construction a coûté quelques CHF 238 millions.
L’emplacement du bunker est publiquement connu depuis 1994, mais continue à être
classé « secret défense ». 43

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 11.11.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Première chambre à examiner le message, le Conseil des Etats a rejeté par 34 voix
contre 5 une proposition Gentil (ps, JU) de biffer les crédits d’aménagement de deux
bâtiments destinés à accueillir SATOS 3, le projet d’écoute des communications de la
Confédération. Ce dernier désirait que le parlement s’exprime tout d’abord sur le
concept de l’organisation des renseignements avant d’approuver un crédit de
construction. Lors du vote sur l’ensemble, la petite chambre a approuvé le projet à
l’unanimité. Au Conseil national, la majorité des députés a tout d’abord écarté une
proposition de non-entrée en matière du groupe écologiste par 90 voix contre 21. Lors
de l’examen de détail, la discussion s’est également concentrée sur le projet SATOS 3 et
la volonté des partis de gauche de ne pas attribuer de crédits pour l’aménagement des
bâtiments. Après avoir rejeté ces deux propositions par 108 voix contre 58, puis 109
voix contre 58, le Conseil national s’est prononcé favorablement sur l’ensemble du
message par 111 voix contre 52 et 6 abstentions. 44

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 09.12.1999
FRANÇOIS HUGUENET
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Figure emblématique de l’armée suisse, le fort de Savatan (VS) a abrité pour la dernière
fois une école de recrues d’infanterie de montagne. Inaugurées en 1964, les différentes
casernes du site surplombant Saint-Maurice ont vu défiler 43'325 recrues. La position
stratégique du fort ne répond plus aux critères de l’armée moderne, mais ce dernier
restera opérationnel pour recevoir, en juillet 2001, les jeunes décidés à accomplir le
«service long» de l’armée: 300 jours en un seul bloc. L’infanterie de montagne quitte
Savatan pour Drognens, dans le canton de Fribourg. Cette restructuration a par ailleurs
fait l’objet de critiques de la part des officiers en charge de la division de montagne 10
(20'000 hommes) appelée à disparaître. Ceux-ci se sont inquiétés de la place accordée
à l’armée de montagne dans la future armée. 45

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 22.11.2000
FRANÇOIS BARRAS

Innovation initiée l’an passé, le «message sur l’immobilier militaire 2001» a été
présenté par le gouvernement, pour un montant total de CHF 373.1 millions. Le coût
du programme de construction de l’année sous revue s’est porté à CHF 386 millions.
Pour la première fois, le budget 2000 a pris en compte les réalisations de moins de CHF
10 millions, ce qui explique le saut des chiffres par rapport à 1999, dont l’ancien
système ne comptabilisait qu’un montant de CHF 17.99 millions. Les crédits
d’engagements 2001 se répartissent en trois points: des «projets immobiliers
(transformations et constructions) d’une valeur de CHF 214.4 millions, des «prestations
contractuelles» pour un coût de CHF 6.7 millions, et des «entretiens d’immeubles et
rénovations» d’un montant total de CHF 152 millions. Pour le premier point,
l’assainissement et l’agrandissement de la caserne de Liestal (BL) constitue un projet
important, d’un coût de CHF 23.22 millions. Les crédits d’engagement ne dépassant pas
CHF 10 millions sont pour le même point au nombre de 37 et recouvrent un
investissement de CHF 191.18 millions. Le Conseil national a adopté le programme par
105 voix contre 26, suivi de la Chambre haute par 27 voix (unanimité). 46

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 12.12.2000
FRANÇOIS BARRAS

Le «message sur l’immobilier militaire 2002» a été présenté par le Conseil fédéral,
pour un montant total de CHF 409.4 millions, soit environ CHF 40 millions de plus que
l’année précédente. Trois volets pour les crédits d’engagement: «Projets immobiliers»
(transformations et constructions) pour CHF 226.3 millions, «Prestations
contractuelles» pour 11.1 millions, et «Entretien des immeubles et liquidations» pour
172 millions. Le programme a été avalisé, d’abord au Conseil des Etats (unanimité), puis
à la Chambre du peuple (109 voix contre 49 de la gauche). 47

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 12.12.2001
FRANÇOIS BARRAS

Le Conseil fédéral a présenté, au mois de mai, son message sur l’immobilier du DDPS
2006. En tant que premier conseil, le Conseil des Etats s’est prononcé à l’unanimité en
faveur du projet du gouvernement. Les débats ont cependant été plus disputés lors de
son passage au Conseil national. Les députés ont accepté l’entrée en matière sur
l’arrêté par 134 voix contre 20, malgré une proposition de non-entrée en matière de la
minorité Lang (pe, ZG)/Hollenstein (pe, SG), qui remettait en cause la pertinence de
l’ensemble du crédit affecté à l’immobilier militaire 2006, en raison des incertitudes
existant quant à l’avenir de l’armée. Cette entrée en matière acquise, une nouvelle
proposition de minorité des députés susmentionnés a demandé que le crédit de CHF
33 millions , qui devait être octroyé à la place d’armes de Bure (JU), soit biffé. Cette
proposition a toutefois été écartée par 113 voix contre 39 (dont une majorité de
socialistes et les Verts). En vote final, l’arrêté fédéral a été adopté par 121 voix contre 31
(Verts et une minorité de socialistes). 48

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 28.11.2005
ELIE BURGOS

Le Conseil fédéral a présenté, au mois de mai, son message sur l’immobilier du DDPS
2007. Il a proposé l'ouverture de crédits d'engagement pour un montant total de 283,6
millions de francs. Le projet du gouvernement comprenait plusieurs projets, dont le
Centre d'instruction au combat pour la Suisse orientale à Fläsch (GR) et à Mels (SG), le
Laboratoire de haute sécurité à Spiez (BE), et l'assainissement de la caserne de
Drognens (FR). Au Conseil national, l’entrée en matière a été acquise sans difficulté,
malgré une proposition de non-entrée en matière du député écologiste Josef Lang
(ZG). Alors que la majorité du plénum a adhéré au projet du Conseil fédéral, les députés
Lang et Recordon (pe, VD) ont déposé pas moins de six propositions de minorité. Seule
proposition de minorité soutenue par le groupe socialiste (mais rejetée par 17 voix
contre 2 en commission), le renoncement à des mesures de construction sur différents
sites liées à l’IFASS (système intégré d’exploration et d’émission radio d’origine

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 18.12.2006
ELIE BURGOS
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israélienne, qui avait été contesté par ces mêmes acteurs lors des débats relatifs au
programme d’armement 2005), a été écarté par 112 voix contre 61. En vote final, le
projet du gouvernement a été adopté par 117 voix contre 39 (écologistes et une majorité
du groupe socialiste). Au Conseil des Etats, ce dernier a été adopté à l’unanimité.. 49

Le Conseil fédéral a présenté, au mois de mai, son message sur l’immobilier du DDPS
2008. Il a proposé l'ouverture de 23 crédits d'engagement pour un montant total de
280 millions de francs. Le Conseil des Etats a adopté le projet du gouvernement à
l’unanimité au mois de septembre. Au Conseil national, une minorité rose-verte
emmenée par Hans Widmer (ps, LU) a proposé de renvoyer le projet au gouvernement
avec mandat de présenter un nouveau projet plafonné à un montant de 230 millions de
francs, soit une réduction de l’ordre de 50 millions de francs – proposition d’ailleurs
formulée également par la sous-commission de la Commission des finances du Conseil
national. La majorité de la commission a estimé, au contraire, qu’il n’était pas
raisonnable de vouloir créer une sorte de «sous-plafond», le DDPS disposant déjà d’un
plafond de dépenses de 3,8 milliards de francs par année. La proposition de renvoi a
finalement été rejetée par 96 voix contre 60, Verts, socialistes et quelques UDC la
soutenant pourtant. Lors de la discussion par article, socialistes et Verts ont soutenu
plusieurs propositions de minorité différentes visant à biffer des projets
d’investissement spécifiques et à limiter certaines dépenses. Elles ont cependant
toutes été rejetées par le plénum. Au vote sur l’ensemble, le projet du Conseil fédéral a
été approuvé par 111 voix contre 68 (Verts, socialistes et quelques UDC). 50

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 20.09.2007
ELIE BURGOS

Au Conseil des Etats, l’entrée en matière sur ces deux projets a été très discutée. Le
rapporteur de la commission, Bruno Frick (pdc, SZ), et d’autres intervenants ont
notamment insisté sur le fait que ce projet répondait uniquement à des considérations
liées à la politique de sécurité et qu’il n’avait rien à voir avec les problèmes entourant le
retrait du chef de l’Armée («affaire Nef»; voir ici). Lors de l’examen du projet 1 (LAAM),
le Conseil des Etats s’est rallié à la position du Conseil fédéral, créant plusieurs
divergences par rapport au Conseil national. Il a approuvé, sans opposition aucune,
deux points sensibles: la possibilité de contraindre des militaires professionnels à
participer à des engagements à l’étranger et celui d’obliger les soldats de milice à
effectuer leurs cours de répétition obligatoires à l’étranger. Contrairement au Conseil
national, il s’est également montré favorable à ce que les engagements pour la
promotion de la paix à l’étranger qui demandent l’intervention de plus de 30 militaires
requièrent l’approbation du Parlement lorsqu’ils durent plus de 6 mois (et non
lorsqu’ils durent plus de 3 semaines comme le souhaitait le Conseil national). Les
sénateurs ont également décidé de continuer à autoriser les services d’appui effectués
en Suisse. Seule proposition à susciter la controverse au plénum, celle de la majorité de
la commission, qui demandait que les cantons et les communes soient pris en
considération de manière prioritaire en cas de vente d’immeubles militaires devenus
superflus, a finalement été adoptée par 27 voix contre 5. Au vote sur l’ensemble, le
premier projet a été adopté par 35 voix contre 4. Concernant la LSIA projet 2, une seule
divergence est apparue. Le Conseil des Etats a en effet décidé qu’il était inutile
d’instaurer, pour les cas d’urgence, une obligation d’informer a posteriori le DDPS des
raisons pour lesquelles une autorisation n’avait pas pu être demandée au préalable,
dans la mesure où une demande d’autorisation peut être déposée à n’importe quel
moment auprès de ce département; il a ainsi biffé, à l’unanimité, les dispositions
ajoutées par le Conseil national. Au vote sur l’ensemble, la LSIA a été adoptée par 29
voix contre 0. Le Conseil national s’est finalement rallié à la position du Conseil des
Etats sur ce projet. Le projet 2 a ensuite été adopté en vote final, à l’unanimité au
Conseil national et par 40 voix contre 1 (et 2 abstentions) au Conseil des Etats. 51

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 15.09.2008
ELIE BURGOS

Les chambres ont examiné durant l’année sous revue une motion déposée par le
conseiller national Adrian Amstutz (udc, BE), qui demandait au Conseil fédéral
d'examiner le concept de stationnement actuel des Forces aériennes et de proposer
des solutions pour combler ses lacunes manifestes. Le député a notamment mis en
évidence le fait que la concentration de l'exploitation des avions à réaction sur trois
aérodromes entraînait des nuisances massives pour les régions concernées et offre peu
de marge de manoeuvre en cas d'événements naturels ou de menaces. Il a également
demandé qu’il soit tenu compte, lors de ce réexamen, de la planification à moyen et à
long termes des Forces aériennes sur la base d'une analyse sérieuse des menaces et
des conséquences des acquisitions prochaines dans le cadre du remplacement partiel

MOTION
DATE: 04.12.2008
ELIE BURGOS

01.01.90 - 01.01.20 15ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



des avions de combat F-5 Tiger. Le Conseil national a adopté sans discussion cette
motion, contre l’avis du Conseil fédéral, par 101 voix contre 77. Les débats à la chambre
des cantons ont permis de clarifier la position du gouvernement par rapport à la
question du stationnement actuel et futur des Forces aériennes et l’avancée des
discussions entre Confédération et cantons concernés par ce dossier. Le chef du DDPS,
le conseiller fédéral Samuel Schmid, qui a mis en garde les députés contre les buts de la
motion jugés «mal ajustés» par rapport à l’évolution générale du dossier, s’est déclaré
prêt à poursuivre les négociations avec les cantons concernés en cas de rejet de celle-
ci. Les députés ont entendu son appel et rejeté la motion en question. 52

En août, le Conseil fédéral a présenté son message sur un nouveau projet de
modification de la LAAM. Ce projet allégé a fait suite au classement du projet de
modification de la LAAM de 2008 (voir ici). Il ne contient donc plus les éléments
contestés et reprend les autres dispositions présentées en mars 2008, à savoir les
renseignements sur les candidats à une fonction de cadre, la remise de l'arme
personnelle, la vente d'immeubles militaires et les prestations commerciales du DDPS.
Au Conseil des Etats, une proposition de renvoi David (pdc, SG) souhaitant donner un
signal clair au Conseil fédéral de la volonté de mettre en place un débat de fond sur les
orientations de l’armée a été refusée par 21 voix contre 19. Le Conseil des Etats a
toutefois modifié le projet. Au vote sur l’ensemble, le projet du Conseil fédéral a été
adopté à l’unanimité. 53

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 09.12.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Le Conseil national a accepté par 142 voix contre 26 une motion de sa CPS chargeant le
gouvernement d’étudier systématiquement la possibilité d’améliorer la capacité
énergétique des installations de l’armée en construction ou en rénovation, et d’y
intégrer des installations de production d’énergie renouvelable. La commission
souhaite de la sorte diminuer la part d’énergies fossiles consommée et si possible
vendre une partie de l’énergie ainsi produite. Le Conseil des Etats a décidé de
transmettre la motion à l’unanimité. 54

MOTION
DATE: 29.09.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Zu Beginn des Berichtjahres wurden Details aus dem Bereich der Armeeimmobilien
publik. So wurde befürchtet, das die Schliessung von Waffenplätzen Konsequenzen für
die jeweiligen Standorte hätten. An verschiedenen Jahresrapporten in den Kasernen
stand dies auf der Traktandenliste. Grössere Reaktionen hatte auch ein interner Bericht
des VBS hervorgerufen, welcher ein Versagen des Baumanagements der Armee
aufzeigte. In einer Vielzahl von Umbauprojekten hatte man sich im VBS in Bezug auf die
Kosten bisweilen um mehrere Millionen Franken verschätzt. Schuld daran seien konfuse
Abläufe innerhalb des VBS, urteilte etwa die SonntagsZeitung. Zu einem ähnlichen
Schluss kam ein Prüfungsbericht der Eidgenössischen Finanzkontrolle, der festhielt,
dass die Armeebauten mit zu wenig Mitteln unterhalten würden und damit in einem
schlechten Zustand seien. Die Bewirtschaftungs- und Investitionsplanung der
Immobilien des VBS wurden in der Immobilienbotschaft des VBS (Bundesratsgeschäft
11.017) festgehalten. Diese hiessen die Räte im September gut. 55

DÉBAT PUBLIC
DATE: 27.09.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die Immobilienbotschaft 2013 des VBS wurde Ende Februar publiziert und im Juni
erstmals beraten. Der Bundesrat beantragte Kredite im Gesamtbetrag von rund
CHF 505,5 Mio. Der grösste Anteil davon (CHF 150 Mio.) soll für den Umbau des
Rechenzentrums des VBS verwendet werden. Kleinere Posten decken Projekte an
Bauten in Monteceneri (TI), Steffisburg (BE) und Payerne (VD) ab. Weiter sollen Arbeiten
am Einsatznetz Verteidigung vorgenommen werden. Gut CHF 239 Mio. sollen in einen
Rahmenkredit für Vorhaben bis CHF 10 Mio. zugunsten der Eigentümervertreter und
Mieter fliessen. Dabei handelt es sich um Objekte in der Verantwortung von armasuisse
Immobilien, sprich Bauten für Einsatz, Ausbildung und Logistik der Landesverteidigung
sowie der nationalen Sicherheit. Der Ständerat befasste sich in der Sommersession mit
dem Geschäft. Die Botschaft wurde gemäss Entwurf und Antrag des Bundesrates
einstimmig mit 34 Stimmen angenommen und an die grosse Kammer überwiesen. In der
Herbstsession stand das Geschäft auf der Tagesordnung des Nationalrates. Die positive
Einstellung aus der Ständekammer wurde von den Volksvertretern nicht vollends geteilt:
Zwar hatte die vorberatende Kommission mit 21 zu null Stimmen die Vorlage eindeutig
gutgeheissen, im Raum stand aber ein Einzelantrag Gysi (sp, SG) auf Genehmigung von
lediglich CHF 400 Mio. Die SP-Fraktion hiess den Antrag des Bundesrates insgesamt
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gut, merkte jedoch an, dass dieser weit höher sei, als in den vergangenen Jahren (2012:
CHF 407 Mio.). Weil zusätzlich in der Immobilienbotschaft angemerkt worden war, dass
die Beträge mit den gegenwärtigen finanzpolitischen Planungen (Voranschlag 2013 und
im Finanzplan 2014-2016) nicht finanzierbar seien, rief die SP zu Zurückhaltung auf.
CHF 100 Mio. würden voraussichtlich ohnehin nicht beansprucht, begründeten die
Genossen ihren Antrag. Die Grüne Partei war allerdings die Einzige, welche den Antrag
unterstützte, die bürgerlichen Fraktionen waren allesamt für eine bedingungslose
Unterstützung der Botschaft. Auch die Finanzpolitische Kommission sprach sich in
einem Mitbericht für die Vorlage aus, so dass schliesslich die wohlwollenden Kräfte
überwogen und das Geschäft entsprechend mit 132 zu 49 Stimmen verabschiedet
wurde. Mit der Lösung der Ausgabenbremse auch im Nationalrat wurde das Geschäft
abgeschlossen. 56

Mit der Annahme einer bereits 2013 eingereichten Motion Glanzmann (cvp, AG), hatte
der Nationalrat grünes Licht für die Berücksichtigung regionalpolitischer Bedürfnisse
bei der Aufhebung militärischer Standorte gegeben. So forderte die Motionärin, dass im
Stationierungskonzept der Armee künftig darauf geachtet werden soll, dass prioritär in
städtischen Gebieten Infrastruktur freizugeben sei, um beispielsweise Wohnraum und
Arbeitsplätze zu schaffen. Als Hauptbegründung wird angeführt, dass die Aufgabe von
Standorten in ländlicheren Gebieten den lokalen Arbeitsmarkt stark beeinflusst,
beziehungsweise diese Arbeitsplätze in jenen Gebieten schwierig zu ersetzen seien.
Vorbehältlich einer Prüfung nach militärischen Zielen, zeigte sich auch die Regierung
bereit, diesen Vorstoss zu berücksichtigen. Verteidigungsminister Maurer hatte sich in
der Beratung entsprechend positiv geäussert, gab jedoch auch bekannt, dass das VBS
diese Stossrichtung strategisch bereits eingeschlagen habe. Gleichzeitig hatte er zum
Standort Sion/VS und dem dortigen Flugplatz Stellung nehmen müssen, da Ständerat
Jean-René Fournier (cvp, VS) die Sorgen eines besonders peripheren Kantons
angemahnt hatte. Das Wallis beherbergt an mehreren Standorten teils grosse Bauten
der Armee und sieht sich im Standortkonzept benachteiligt. Das Ratsplenum stimmte
der Motion Anfang 2014 zu. 57

MOTION
DATE: 05.03.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Hinsichtlich der Weiterentwicklung der Armee (WEA), hat die Finanzkommission des
Nationalrates ein Postulat eingereicht. Die Kommission verlangte einen Bericht, in dem
der Bundesrat aufzeigen soll, welche Armeeimmobilien im Sinne einer öffentlichen
Nutzung veräussert werden können. Mit der WEA steht eine erneute Reduktion der
Anzahl Armeeangehöriger im Raum, wobei die Armee und ihre Verwaltung
entsprechend weniger Platz brauchen. Der Bericht soll gegenüber dem Parlament mehr
Transparenz schaffen und unter anderem aufzeigen, welche Immobilien sich für welche
Zwecke eignen (öffentliche Zwecke von Kantonen und Gemeinden, Wohnraum oder
auch gewerbliche Nutzungen). Dabei soll fallweise auch eruiert werden, ob die
Bundesinteressen besser durch den Verkauf oder durch die Abgabe der Objekte im
Baurecht gesichert werden.  Darüber hinaus hinterfragt die Kommission auch die
derzeitige Organisation der Immobilienverwaltung beim Bund mit zwei in
unterschiedlichen Departementen angesiedelten Ämtern (BBL im EFD, armasuisse
Immobilien im VBS). Dem bundesrätlichen Antrag auf Annahme der Vorlage
entsprechend, war diese auch im Rat unbestritten. 58

POSTULAT
DATE: 13.03.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Etwas später als im Vorjahr, nämlich erst im Juni legte der Bundesrat die
Immobilienbotschaft 2014 des VBS vor. Die von der Regierung beantragten Mittel
beliefen sich auf knapp CHF 440 Mio. Für den Departementsbereich Verteidigung
sollten für zwei Vorhaben rund CHF 120 Mio. gesprochen werden. Damit sollen
Infrastrukturprojekte auf dem Flugplatz von Payerne (VD) sowie auf dem Waffenplatz
Bure (JU) finanziert werden. Diese beiden Vorhaben sollten bis 2019 abgeschlossen
werden. Mit einem Rahmenkredit über CHF 290 Mio. sollen diverse weitere, so genannt
„kleine Bauvorhaben“ an Objekten der „armasuisse Immobilien“ realisiert werden.
Darunter fallen Bauten für Einsatz, Ausbildung und Logistik der Landesverteidigung
sowie der nationalen Sicherheit. Der Rahmenkredit dient zur Tilgung von Kosten aller
Art, von Studien und Projektierungen über Instandsetzungsmassnahmen und
teuerungsbedingten Mehrkosten bis zu dringenden und ungeplanten Vorhaben. CHF 10
Mio. davon wurden beispielsweise veranschlagt, um Baumassnahmen für die
Bereitstellung von Asylunterkünften umzusetzen. Weitere CHF 30 Mio. wurden
beantragt, um nötigenfalls und kurzfristig neue Objekte zumieten zu können,
beziehungsweise in Einzelfällen auch Ausbauten zu tätigen. Ausschlaggebend für diesen
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Schritt war eine Erfahrung aus dem Jahre 2013, als eine Rochade in der Nutzung von
Bundesimmobilien zu Komplikationen führte. Ein Mietgeschäft, welches Kosten von CHF
10 Mio. nicht übersteigt, bedarf keiner Genehmigung durch das Parlament. Zumiete und
Ausbau überstiegen jedoch damals diese Schwelle, was zu kurzfristiger
Handlungsunfähigkeit von „armasuisse Immobilien“ führte. Das Polster dieser nun zu
genehmigenden CHF 30 Mio. sollte solchen Fällen vorbeugen. Mit diesem Rahmenkredit
zeigte sich der Bundesrat überzeugt, eine praxisbezogene und haushaltsrechtlich
einwandfreie Lösung für Probleme, die in Zusammenhang mit Mietgeschäften immer
wieder auftreten, gefunden zu haben. Gleichzeitig werde damit Spielraum für rasches
und zielgerichtetes Handeln geschaffen. In der Herbstsession befasste sich der
Nationalrat mit dem Geschäft. Mit 152 zu 0 Stimmen wurde die Immobilienbotschaft
zwar ohne Abstriche genehmigt, jedoch relativieren die 32 Enthaltungen die
Deutlichkeit der Entscheidung. Vor der Schlussabstimmung scheiterte ein
Minderheitsantrag Fridez (sp, JU), welcher den Rahmenkredit für kleine Vorhaben auf
CHF 145 Mio. kürzen wollte. Mit Rahmenkrediten würden die Departemente Gelder
einsetzen, ohne dass das Parlament wisse, wohin die Mittel fliessen. Diesen Zustand
kritisierte Nationalrätin Barbara Gysi (sp, SG) und forderte im Plenum, solche „Black-
Boxes“ nicht zu genehmigen. Mit 52 zu 131 Stimmen unterlag der Vorschlag. Von den 52
links-grünen Nein-Stimmenden signalisierten noch 32 in der Schlussabstimmung ihren
Unmut durch Enthaltung. Im Ständerat konnte Kommissionssprecher Alex Kuprecht
(svp, SZ) dem Geschäft den Weg ebnen. Die Haltungen in der Kommission seien
unumstritten und in Anerkennung der Notwendigkeit aller Bauvorhaben beantragte er,
die Kredite zu genehmigen. Pro forma äusserte sich auch noch Verteidigungsminister
Maurer, der den Abstimmungen jedoch unbesorgt beiwohnen konnte: Mit 40 Stimmen
wurde der Antrag in allen Punkten jeweils einstimmig durchgewinkt. 59

Dans son message sur l'armée 2019, le Conseil fédéral invite l'Assemblée fédérale à
adopter les arrêtés fédéraux relatifs au programme d'armement (crédit d'ensemble 861
millions de francs), les crédits-cadre pour le matériel de l'armée (762 millions), le
programme immobilier du DDPS (414 millions), ainsi qu'une modification de la loi sur
l'armée (LAAM). Le montant total des crédits d'engagement, d'une valeur de 2.037
milliards de francs, ne devrait pas avoir d'incidence sur le plafond des dépenses de
l'armée pour la période 2017-2020.

Programme d'armement 2019
Quatre crédits d'engagement spécifiques sont sollicités pour le programme
d'armement. De nouveaux intensificateurs de lumière résiduelle, des appareils à image
thermique et des dispositifs de visée laser supplémentaires sont nécessaires afin de
faciliter la recherche d'informations en terrain bâti et de nuit (budget demandé: 213
millions de francs). L'armée aimerait acquérir le système d'exploration tactique Tasys à
partir de 2020, afin de compléter les moyens d'exploration des troupes au sol et
d'améliorer la conduite du feu (380 millions de francs). Pour limiter les dommages
collatéraux en terrain bâti, mais également pour disposer de modèles modernes plus
précis et rapides, les mortiers 8.1 cm en service depuis une quarantaine d'années
doivent être remplacés (118 millions de francs). Enfin, pour assurer la logistique, des
vieux camions doivent être remplacés (150 millions de francs). 

Matériel de l'armée 2019
Pour l'équipement personnel et le renouvellement du matériel, notamment
l'acquisition d'un futur système de transmission des données vocales, un budget total
de 440 millions de francs est demandé. 172 millions de francs sont sollicités pour le
renflouement, la révision et l'élimination des munitions. Pour l'étude de projets, essais
et préparatifs d'achats, un crédit de 150 millions de francs est jugé nécessaire. La
capacité d'appui du feu indirect à moyenne distance devra être renouvelée, ainsi que
diverses capacités dans le domaine de la cyberdéfense et au profit du Service de
renseignement de la Confédération. Le crédit d'ensemble demandé équivaut
quasiment à celui de l'année 2018 (742 millions de francs).

Programme immobilier 2019
Dans le cadre du programme immobilier du DDPS, le Conseil fédéral propose la
construction des nouvelles halles 2 et 3 sur la base aérienne de Payerne (85 millions de
francs), l'aménagement et la rénovation de l'infrastructure logistique de Rothenburg,
ainsi que la construction d'un terminal pouvant accueillir 600 conteneurs (75 millions),
et enfin, la mise en œuvre de la première étape du développement de la place d’armes
de Thoune (84 millions de francs). Ce projet permettra de centraliser les écoles de
maintenance et de fermer ultérieurement la place d’armes de Lyss. Le programme
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comprend également un crédit-cadre pour des aménagements supplémentaires et
diverses mesures de maintien de la valeur (170 millions de francs). 

Modification de la loi sur l'armée
Dans le cadre du DEVA, les futurs sous-officiers supérieurs et officiers peuvent
bénéficier d'indemnités financières à faire valoir pour des formations civiles (art.29a
LAAM). Pour accroître l'intérêt des formations de cadre de l'échelon inférieur, le
Conseil fédéral propose de compléter cet article afin d'octroyer ces indemnités aux
militaires de milice, dès la formation de sous-officier. Le coût annuel de cette mesure
est estimé à environ 8 millions de francs. 60

La CdF-CN a approuvé les arrêtés fédéraux relatifs au message sur l'armée 2019. Avec
la CPS-CN, elle a rejeté une proposition visant à réduire de moitié le crédit prévu pour
les munitions. De plus, la Commission de politique de sécurité n'a pas souhaité
supprimer le crédit de remplacement des mortiers 8.1 cm, ni renoncer au projet
d'aménagement et de rénovation de l'infrastructure logistique de Rothenburg.
S'agissant des projets immobiliers du DDPS, elle invite la CPS-CE et le Conseil national à
analyser les contraintes liées à la protection des monuments historiques. Le
programme d'armement a été validé par 17 voix contre 2 et 4 abstentions, le programme
immobilier et les crédits-cadres pour le matériel d'armée par 18 voix contre 2 et 5
abstentions. La modification de la loi sur l'armée (LAAM) a, elle, été approuvée à
l'unanimité. 61

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 09.04.2019
DIANE PORCELLANA

Le Conseil national a avalisé le message sur l'armée 2019 présenté par le Conseil
fédéral. Les tentatives de la gauche d'en réduire la portée ont toutes échoué. Les
parlementaires ont adopté l'arrêté fédéral relatif au programme d'armement par 138
voix contre 18 et 31 abstentions. La proposition de suppression du crédit pour le
remplacement des mortiers 8.1 cm, à hauteur de 118 millions de francs, a été balayée
par 135 voix contre 47. Le groupe socialiste ne voyait pas l'utilité de disposer de telles
armes en Suisse. Viola Amherd a assuré que les nouveaux engins serviraient en cas de
développement de conflits hybrides.
Par 137 voix contre 22 et 25 abstentions, le Conseil national a également approuvé les
crédits-cadres pour le matériel de l'armée. Le camp rose-vert voulait, pour lutter
contre le gaspillage des munitions et pour ne pas davantage soutenir l'industrie
d'armement, réduire de moitié le budget destiné à l'achat et la remise en état de
munitions ainsi qu'à la réutilisation de pièces démontées. L'achat de mini-drones
auprès de la société israélienne ADS a fait l'objet de critiques. Comme aucune
infraction de cette entreprise n'a encore été prouvée, le Conseil fédéral entend
maintenir le marché. 
Concernant le volet immobilier, la gauche a attaqué le projet de rénovation et
d'aménagement du site logistique de Rothenburg. En matière de sécurité, la
centralisation des conteneurs comporterait des risques. La majorité bourgeoise a
également exprimé quelques doutes à ce propos. Le projet a été maintenu et le
programme immobilier du DDPS a été soutenu par 134 voix contre 16 et 30 abstentions.
La modification de la loi sur l'armée (LAAM) a, quant à elle, été adoptée à l'unanimité. 62

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 06.06.2019
DIANE PORCELLANA

Armement

Im Juli wurde in der SiK-SR darüber nachgedacht, den Flugzeugkauf über die
Veräusserung von VBS Liegenschaften zu finanzieren. Dafür wurde ein Postulat
eingereicht. 63

POSTULAT
DATE: 06.07.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Mit der Armeebotschaft 2016 unterbreitete der Bundesrat dem Parlament Anfang 2016
gleichzeitig drei Vorlagen: Den Zahlungsrahmen der Armee 2017-2020, das
Rüstungsprogramm 2016 sowie das Immobilienprogramm VBS 2016. Die drei Vorlagen
wurden gemeinsam beraten.
Grundlage für die Planungen der Regierung waren die im Rahmen der
Weiterentwicklung der Armee (WEA) gefassten Beschlüsse, ein Sollbestand von 100'000
Armeeangehörigen und ein Budget von CHF 5 Mrd. pro Jahr. Für die Jahre 2017-2020
ging der Bundesrat jedoch von Auslagen für die Armee von nur CHF 19,5 Mrd. aus,
womit die vorgegebenen total CHF 20 Mrd. leicht unterschritten werden. Im
vorgelegten Zahlungsrahmen und in Berücksichtigung der Sparanstrengungen wird
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dieser Betrag jedoch noch einmal unterschritten und auf CHF 18,8 Mrd. beziffert. Damit
wird ein mehrmals vom Parlament bekräftigtes Finanzdach für die Armee nicht
ausgeschöpft.

Zahlungsrahmen

Der finanzielle Bedarf bleibe für die Jahre 2016 bis 2020 hoch und werde auch während
der 2020er Jahre hoch bleiben, erklärte der Bundesrat in der Botschaft. Verschiedene
Systeme müssten ersetzt werden, sowohl für den Erhalt, als auch für die
Weiterentwicklung der Verteidigungsfähigkeit auf allen Stufen. Ersatz-, aber auch
Neubeschaffungen würden wesentliche Elemente der Kostenrechnung ausmachen,
erklärte er weiter. Eine Kampfjetbeschaffung sprach der Bundesrat ebenfalls an,
betonte jedoch, sie sei nicht vor 2020 umsetzbar. Die Unterschreitung der vom
Parlament geforderten CHF 5 Mrd. pro Jahr begründete er mit dem
Stabilisierungsprogramm und den geplanten Sparmassnahmen. Es sei jedoch
vorgesehen, dass ab 2021 die CHF 5 Mrd.-Grenze überschritten werde. 
War es bis anhin üblich gewesen, der Armee einen Ausgabenplafond zu sprechen, hatte
die Annahme einer Motion Müller (cvp, LU) das für die Armee neue Instrument eines
Zahlungsrahmens in die Wege geleitet. Der in dieser Armeebotschaft vorgelegte
Zahlungsrahmen war nun der erste, der in dieser Form verabschiedet werden sollte.
Die beantragten CHF 18,8 Mrd. flossen in verschiedene Bereiche. Der Löwenanteil von
CHF 3 Mrd. ging zulasten des Betriebsaufwandes, eine Position, die für alle vier Jahre
gleich bleiben sollte. Variabel, respektive zunehmend, waren die geplanten Ausgaben
für den Rüstungsaufwand (insgesamt CHF 5,1 Mrd.) und zugunsten der
Armeeimmobilien (insgesamt rund CHF 1,5 Mrd.). Addiert mit CHF 200 Mio. Reserve, die
vom EFD beigesteuert wurden, summierten sich die Armeeausgaben so auf die
veranschlagten CHF 18,8 Mrd. „Es geht nicht anders”, so liesse sich die Haltung der
Regierung zusammenfassen. Wenn mehr ausgegeben würde, liessen sich die Vorgaben
der Schuldenbremse nicht einhalten. Daher sei es unumgänglich, beispielsweise
einzelne Rüstungsprojekte, die für diesen Zeitraum vorgesehen waren, zeitlich zu
verzögern. Es sei aber tatsächlich so, dass mit diesem Voranschlag die Vorgaben aus der
WEA nicht erreicht werden könnten. Die jährlich einzusetzenden CHF 5 Mrd. werde die
Regierung ab 2021 anstreben, so das Versprechen des Bundesrates zum Schluss der
Übersicht.

Rüstungsprogramm 2016

Im Rüstungsprogramm 2016 wurden Ausgaben von CHF 1,34 Mrd. beantragt. Der
Gesamtkredit war aus sechs Verpflichtungskrediten und einem Rahmenkredit
zusammengesetzt. Den grössten Posten machte der Fähigkeitsbereich „Wirksamkeit im
Einsatz“ aus, hierunter wurden CHF 787 Mio. veranschlagt. Dafür sollten 12cm-Mörser
16, schultergestützte Mehrzweckwaffen (CHF 256 Mio.) und Ersatzmaterial für die
Aufrüstung der bestehenden F/A 18 Kampfjets (CHF 127 Mio.) beschafft werden. Für den
Bereich Mobilität wurden CHF 314 Mio. beantragt, es sollten Lastwagen und Anhänger
eingekauft werden. Der Bereich Nachrichtenbeschaffung fiel mit CHF 140 Mio. zu
Buche, wobei für das Luftraumüberwachungssystem Florako ein Werterhalt getätigt
werden sollte (CHF 91 Mio.). Weiter sollten 14 neue Patrouillenboote beschafft werden,
um die alte Flotte aus den achtziger Jahren zu ersetzen (CHF 49 Mio.).
Angesichts der nach der Ablehnung der Gripen-Jets noch offenen Zukunft der
Luftwaffe stellte der Bundesrat im Rüstungsprogramm den Antrag, die bestehenden,
sich weiterhin im Einsatz befindlichen F/A 18 Jets aufzufrischen. Dies nicht nur, weil
keine neuen Flieger die Einsatzzeit der älteren Maschinen reduzieren würden, sondern
auch weil der Beschluss gefasst worden war, die Bereitschaft für den Luftpolizeidienst
bis 2020 sukzessive auf einen 24-Stunden-Betrieb zu erhöhen. Die Beschaffung
umfasste weitgehend Ersatzmaterial, das voraussichtlich nicht mehr lange auf dem
Markt erhältlich sein wird. Zwischen 2016 und 2025 sollen die Ersatzteile ausgeliefert
werden. 
Der Rahmenkredit über CHF 100 Mio. wurde beantragt, um Ausrüstungslücken zu
beseitigen. Die im Rahmen der WEA vorgesehenen Einsatzszenarien – namentlich
unvorhergesehene Mobilmachungen in Ausnahmesituationen – bedingen die
Ausrüstung der Einrückenden mit allem nötigen Material. Dafür sollten
Ersatzbeschaffungen möglich gemacht werden, wobei auf eine detaillierte Auflistung
verzichtet und stattdessen ein Rahmenkredit beantragt wurde. Vorwiegend im Bereich
Mobilität und Aufklärung wurden Lücken ausgemacht. Obwohl durch die
Bestandesreduktion durch die WEA das vorhandene Material gut umverteilt werden
konnte, bestünden immer noch Lücken. So sei es ferner nicht möglich, für die
Ausbildung in den Schulen und Kursen abgegebenes Armeematerial zurückzurufen und
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an die einrückenden Einsatzverbände zu übergeben. Von den geforderten CHF 100 Mio.
wurden immerhin ein gutes Drittel für die Ersatzbeschaffung von Waffenmaterial
veranschlagt. 

Immobilienprogramm 2016

Mit dem Immobilienprogramm beantragte der Bundesrat insgesamt CHF 572 Mio.,
wobei es sich um fünf Verpflichtungskredite und einen Rahmenkredit handelte. An den
Standorten Frauenfeld/TG, Steffisburg/BE, Jassbach/BE und im Tessin sollten diverse
Sanierungen und Ausbauten umgesetzt werden, was sich auf total CHF 322 Mio.
summierte. Der Löwenanteil entfiel auf zwei Projekte in Frauenfeld, wo ein Neubau für
ein Rechenzentrum projektiert (CHF 150 Mio.) und eine Gesamtsanierung des
Waffenplatzes (CHF 121 Mio.) anvisiert wurden. Kleinere Arbeiten fielen an den anderen
Standorten an, wobei es sich im Tessin um eine Standortverschiebung einer
Sendeanlage handelt. Der beantragte Rahmenkredit über CHF 250 Mio. sollte für
unterschiedliche Zwecke verwendet werden, wobei nicht alle einzelnen Posten
spezifiziert wurden. Die Mittel sollten für Studien und Projektierungen, Ersatz- und
Neubauten, Instandsetzungen und andere Zwecke eingesetzt werden. 64

In der Sommersession 2016 befasste sich der Ständerat als Erstrat mit der
Armeebotschaft 2016 und behandelte zuerst den Zahlungsrahmen. Eingangs Debatte
standen drei Anträge im Raum, ein Antrag der SiK auf Nichteintreten, ein neuer
Mehrheitsantrag der Finanzkommission, ebenfalls auf Nichteintreten, sowie ein
Minderheitsantrag der FK auf Eintreten. Letzterer wurde von Roberto Zanetti (sp, SO)
geführt, sekundiert von weiteren SP-Standesvertretern. SiK-Sprecher Baumann (cvp,
UR) verwies sogleich auf den Parlamentsbeschluss zum Zahlungsrahmen der Armee vom
März 2016, als die Räte einig waren, der Armee CHF 20 Mrd. für die Jahre 2017 bis 2020
zur Verfügung zu stellen. Dies erfolgte auch im Zusammenhang mit den Vorgaben aus
dem Militärgesetz, in dem ein vierjähriger Zahlungsrahmen vorgegeben wird. Ende
Februar 2016, noch vor besagtem Parlamentsbeschluss, hatte der Bundesrat die Summe
aufgrund laufender Sparanstrengungen im Bundeshaushalt unterschritten. Nachdem
die offensichtliche Abweichung in den Budgetvorstellungen heraus kam, liess sich der
Bundesrat umstimmen und plante fortan mit den genehmigten CHF 20 Mrd. Trotzdem
verzichtete er aber auf einen Rückzug der Botschaft, weswegen diese als Grundlage der
Parlamentsdebatte galt. Beide Kommissionen waren der Meinung, dass ohne
Berücksichtigung des früheren Parlamentsentscheids und auch angesichts des vom
Bundesrat geäusserten Finanzbedarfs von CHF 5. Mrd. pro Jahr für die Armee keine
glaubwürdige Politik möglich sei. Es sei deswegen nicht auf den hier debattierten
Zahlungsrahmen einzutreten.

Ständerat Zanetti (sp, SO) führte in seiner Begründung zum Minderheitsantrag aus, dass
angesichts der Sistierung des Bodluv-Projektes eine Einsparung beim Armeebudget
angezeigt sei. Es sei also auf die Vorlage einzutreten, um dann in der materiellen
Debatte Justierungen vornehmen zu können. Thomas Minder (parteilos, SH) pflichtete
Zanetti in seiner Einschätzung bei, dass bei einer Annahme der später in der Sitzung
behandelten Traktanden, dem Rüstungsprogramm und dem Immobilienprogramm, ein
fader Beigeschmack hängen bliebe: Er sprach von einem weiteren Versuch, das
Armeebudget zu drücken. Dies sei ein Polittheater, habe doch das Parlament
wiederholt bekräftigt, mehr für die Armee ausgeben zu wollen. Letztlich folgte die
Mehrheit im Ständerat den Kommissionen und beschloss Nichteintreten auf die
Vorlage, mit 25 zu 10 Stimmen war die Entscheidung gefasst worden (ohne Enthaltung).
Damit blieb es bei einem Ausgabenplafond über CHF 20 Mrd. für die Jahre 2017-2020,
ohne dass es eine Korrektur gab. 65

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 08.06.2016
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Im Rahmen der Behandlung der Armeebotschaft 2016 befasste sich der Ständerat auch
mit dem Rüstungsprogramm 2016. Namens der SiK sprach sich Isidor Baumann (cvp,
UR) für Eintreten auf das Geschäft aus. Der Antrag sei ohne grosse Diskussion und ohne
Gegenstimme gefasst worden. Bezüglich des beantragten Rahmenkredits gab es jedoch
Anlass zu Kritik. Angesichts der erstmaligen Formulierung eines Rahmenkredits für
Rüstungsbeschaffungen liess man sich in der Kommission mündlich die diversen Posten
erklären, später wurden auch schriftlich noch detailliertere Ausführungen abgegeben.
Das sei auf diese Weise nicht befriedigend, fand die Kommission und wollte darauf
achten, dass in künftigen Rüstungsprogrammen Detailprojekte, die in einem
Rahmenkredit beantragt werden und eine CHF-3-Mio.-Schwelle übersteigen, einzeln
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aufgeführt werden. Damit wurde indirekt auch mehr Transparenz gefordert. Trotz
momentaner Nichterfüllung dieses Umstands stimmte die Kommission dem
Rahmenkredit zu. Eintreten wurde dann vom Ratsplenum einstimmig beschlossen. 

Gegen den Mehrheitsantrag auf Zustimmung zum Antrag des Bundesrates gab es einen
Minderheitsantrag Savary (sp, VD), der von einem gleichlautenden Minderheitsantrag
Zanetti (sp, SO) aus der Finanzkommission gestützt wurde. Diese lauteten auf einen
Verzicht der Beschaffung der Mörser, was in einer Einsparung von CHF 404 Mio.
resultieren würde. Nicht das Kostenargument war jedoch ausschlaggebend, sondern die
Art und Wirkungsweise dieser Waffe, die in Bodenkämpfen eingesetzt würde, was nach
Auffassung der Minderheit nicht gegenwärtigen Bedrohungsszenarien entspreche.
Zanetti (sp, SO) betonte, er sei gerne bereit, die frei werdenden Gelder zur Abwehr von
Cyber-Risiken einzusetzen, bei Mörsergeschossen sei das Geld jedoch falsch angelegt.
Bedrohungsszenarien, Eintretenswahrscheinlichkeiten und Zukunftsperspektiven
hielten die Debatte noch etwas auf, ehe jedoch die Mehrheiten obsiegten und das
Rüstungsprogramm, wie von der Regierung beantragt, in trockene Tücher gebracht
werden konnte. 29 Ja-Stimmen standen 10 ablehnende gegenüber; die Abstimmung
über die Ausgabenbremse war einstimmig und in der Gesamtabstimmung sprachen sich
35 Ständerätinnen und Ständeräte für die Annahme des Entwurfs aus (bei 6
Enthaltungen). 66

Das Immobilienprogramm 2016 wurde ebenfalls Anfang Juni 2016 vom Ständerat
behandelt, zusammen mit den anderen Anträgen aus der Armeebotschaft 2016. Die
beantragten CHF 572 Mio. seien gut angelegt, so die Haltung der SiK. Die Kommission
konnte im Vorfeld die Bauprojekte in Frauenfeld/TG vor Ort besichtigen, daraufhin
wurde das Immobilienprogramm einstimmig zur Annahme empfohlen.
Verteidigungsminister Parmelin ging in seinem Votum nur kurz auf die Vorlage ein, gab
dabei jedoch zu bedenken, dass eine Wertschöpfung für die hiesige Wirtschaft von
rund CHF 1,4 Mrd. zu erwarten sei, wenn alle Investitionen der Armee (auch die
Rüstungsbeschaffungen) berücksichtigt werden. So kurz die Debatte war, so deutlich
war das Ergebnis: Einstimmig trat man auf die Vorlage ein und einstimmig wurde sie mit
41 Stimmen verabschiedet. 67

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
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Die Armeebotschaft 2016 mit dem vierjährigen Zahlungsrahmen war in der
Herbstsession des Nationalrates auf der Tagesordnung und sorgte für eine lebhafte
Diskussion. Für die Kommission sprach neben Roger Golay (mcg, GE) auch Thomas
Hurter (svp, ZH). Sein Votum eröffnete er mit einem Rückblick auf vergangene Querelen
um die Armeefinanzen und kam unmissverständlich zum Schluss, dass es beim
vorliegenden Geschäft um Planungssicherheit gehe. Hurter erklärte, die SiK habe mit 16
zu 8 Stimmen und ohne Enthaltung beschlossen, nicht auf die Vorlage einzutreten und
damit die Haltung des Ständerates zu stützen. Dies entspricht dem wiederholt
geäusserten Willen des Parlamentes, auf den CHF 5 Mrd. jährlich zu beharren. Gleiches
liess die Finanzkommission verlauten, deren Sprecher Pirmin Schwander (svp, SZ)
verdeutlichte, dass es gerade auch im Sicherheitsbereich der Prioriäten bedürfe. Das
heisse aus finanzpolitischer Sicht, diesen Antrag zu blockieren. Auch die FK-NR
beantrage folglich Nichteintreten. Etwas konzilianter fügte er aber an, dass die
Finanzkommission sehr wohl wissen möchte, wie diese CHF 5 Mrd. tatsächlich
eingesetzt würden. Insofern seien das VBS, aber auch die Armee gefordert. 
Es gab jedoch auch Eintretensanträge aus beiden Kommissionen. Eine Minderheit
Galladé (sp, ZH) setzte sich in der SiK für Eintreten ein, eine Minderheit Amarelle (sp,
VD) stellte den entsprechenden Antrag in der FK-NR. Letzterer Minderheitsantrag
beinhaltete gleichzeitig einen Antrag auf Rückweisung an den Bundesrat mit der
Forderung, aufzuzeigen, was mit den CHF 20 Mrd., dies entspricht dem
Zahlungsrahmen über vier Jahre à CHF 5 Mrd., finanziert werden soll. Folglich zeigte
man sich von Seiten der Kommissionsminderheiten kritisch: Auf den Zahlungsrahmen
nicht einzutreten, käme einer Diskussionsverweigerung gleich. So würde sich die SP
gegen Nichteintreten aussprechen und in einem zweiten Schritt den Antrag Amarelle
unterstützen, wonach der Bundesrat die Verwendungszwecke des Finanzdaches
darlegen solle. Chantal Galladé kam nicht nur auf das gescheiterte Projekt BODLUV zu
sprechen, sondern interpretierte das Volksnein zum Gripen als Ausdruck des Willens
zur Einsparung von CHF 300 Mio. pro Jahr. Der Erfolg blieb jedoch aus, mit 128 zu 61
Stimmen beschloss der Nationalrat ebenfalls, nicht auf die Vorlage einzutreten. Er
folgte damit also dem Erstrat, womit diese Vorlage ad acta gelegt werden konnte. 68
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Die Armeebotschaft 2016 und die zweite Vorlage daraus, das Rüstungsprogramm 2016,
wurden Ende September vom Nationalrat behandelt. Bereits in der Eintretensdebatte –
die Vorlage wurde gemeinsam mit dem Zahlungsrahmen der Armee behandelt – zeigten
sich die bürgerlichen Fraktionen gegenüber des Rüstungsprogramms positiv gestimmt.
Auch die Signale aus der sicherheitspolitischen Kommission standen auf grün: Mit 17 zu
2 Stimmen bei 5 Enthaltungen wurde der Vorlage deutlich zugestimmt. Hierzu regte sich
jedoch Widerstand, der sich in einem Nichteintretensantrag Mazzone (gp, GE)
manifestierte. Sie gab zu bedenken, dass die eingesetzten CHF 1,34 Mrd. zu viel seien
und es andere Bereiche gebe, welche die Bevölkerung in ihrem Alltag weit stärker
berührten als Rüstungsbedürfnisse – Bildung, Forschung oder
Entwicklungszusammenarbeit etwa. Gemessen an den geringeren Summen, die für die
Rüstungsprogramme der letzten Jahre beantragt worden waren, sei die Verdoppelung
in diesem Antrag nicht angemessen. Weitere Fragen bezüglich der Tauglichkeit der
beantragten Waffensysteme wurden, wie schon in der erstberatenden kleinen Kammer,
thematisiert. Mazzone stand jedoch mit ihrer Partei allein auf weiter Flur, auch die
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten wollten auf die Vorlage eintreten, um dann
jedoch einzelne Posten zur Debatte zu stellen. Insofern war es nicht überraschend, dass
für Nichteintreten lediglich 13 Stimmen abgegeben wurden, für Eintreten waren es 166
(1 Enthaltung).
In der Detailberatung standen den Mehrheitsanträgen beider Kommissionen (Sik-NR
und FK-NR) auf Zustimmung zur Vorlage zwei Minderheitsanträge auf eine Reduktion
des Gesamtumfangs des Rüstungspakets gegenüber. Eine Minderheit Fridez (sp, JU)
wollte nur CHF 937 Mio. genehmigen und auf die Anschaffung der Mörser verzichten.
Die Minderheit Amarelle (sp, VD) aus der FK-NR hatte beantragt, CHF 1,141 Mrd. zu
genehmigen. Die Gegenanträge blieben jedoch erfolglos und in der Gesamtabstimmung
folgte auch der Nationalrat dem Regierungsantrag deutlich mit 135 zu 37 Stimmen bei 15
Enthaltungen. 69

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
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Das Immobilienprogramm 2016 war die dritte Vorlage im Rahmen der Beratungen zur
Armeebotschaft 2016, ein eher unbestrittenes Teilgeschäft, wenn man die
Vorgeschichte betrachtet. So gestaltete sich die Beschlussfassung im Nationalrat
äusserst speditiv. Ohne Gegenantrag wurde Eintreten beschlossen und mit 176 Stimmen
wurde die Vorlage einstimmig genehmigt (12 Enthaltungen). 70
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Ende Februar wurde das Rüstungsprogramm für das neue Jahr verabschiedet. Genau
genommen handelte es sich bei der Publikation um die Armeebotschaft 2017, wobei
jedoch die beantragten Mittel für das Rüstungsprogramm den Löwenanteil ausmachten.
Daneben wurde das Budget für Armeematerial sowie für Immobilien beantragt. Der
Bundesrat hielt sich an die vom Parlament im Rahmen der WEA beschlossenen CHF 20
Mrd. für die Jahre 2017 bis 2020, wobei beabsichtigt wurde, rund 40 Prozent davon für
Investitionen in Rüstung und Immobilien zu investieren. Eine wichtige Anpassung
gegenüber der Armeebotschaft 2016 war durch die Sistierung der BODLUV nötig
geworden: Für BODLUV eingeplante Mittel mussten neu angelegt werden. Mit dem
vorliegenden Gesamtpaket in Form einer Armeebotschaft beantragte die Regierung
erstmals die jährlichen Verpflichtungskredite gleichzeitig. Dieses Vorgehen biete eine
bessere Gesamtsicht über anstehende Beschaffungen der Armee, befand der
Bundesrat in seiner Medienmitteilung. 

Rüstungsprogramm 2017
Das Rüstungsprogramm hatte ein Gesamtvolumen von CHF 900 Mio. und umfasste vier
einzelne Verpflichtungskredite. Der grösste Anteil davon wurde für die
Nutzungsverlängerung der F/A-18 Kampfjets veranschlagt. Hierfür sollten CHF 450 Mio.
gesprochen werden. Die „Hornets” werden aller Voraussicht nach länger im Einsatz
stehen, als ursprünglich geplant. Damit keine Lücke bei der Verteidigung des
Luftraumes entstehen wird, sollen die Flieger für die verlängerte Betriebsdauer
nachgerüstet werden. Würden keine Massnahmen ergriffen, erreichten die Flugzeuge
nach rund 5'000 Flugstunden pro Flugzeug etwa 2025 das Ende ihrer Nutzungsdauer.
Das Ziel der Armee war es, die Flieger bis 2030 im Einsatz halten zu können und deren
Einsatzdauer auf 6'000 Flugstunden je Maschine zu verlängern. Skizziert waren in der
Rüstungsbotschaft die Erneuerung diverser Kompenenten sowie der Flugzeugstruktur,
wo vermehrt Probleme bemerkbar wurden. Hinzu kam die Nachbeschaffung eines
Radarlenkwaffen-Systems, das die operationelle Wirksamkeit der Jets erhöhen solle.
Diese Variante wurde anderen geprüften Möglichkeiten vorgezogen. Eine Erhöhung der
möglichen Flugstunden auf 7'000 wurde verworfen, weil sie zu teuer und zu unsicher
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wäre und die reine Erhöhung der Flugzeit ohne gleichzeitige Anpassung der Systeme
überdies nicht zweckmässig wäre. Auch die weitere Alternative eines umfassenden
Upgrade-Programms wurde angesichts der nach wie vor beschränkten Nutzungsdauer
als zu teuer erachtet. Somit wurde ein Zwischenweg vorgeschlagen, der sich jedoch als
äusserst umstritten herausstellen sollte (dazu weiter unten mehr).
Weitere CHF 175 Mio. wurden für den Werterhalt eines integrierten Funkaufklärungs-
und Sendesystems veranschlagt. Hierbei ging es um eine Aktualisierung der
Teilbereiche, die aufgrund des Technologiewechsels von analog auf digital nötig
geworden waren. Das sogenannte Ifass bringe der Armee einen grossen Nutzen und es
sei entsprechend notwendig, den Werterhalt zu ermöglichen. CHF 50 Mio. schlugen für
Informatikkomponenten zu Buche, sie wurden für das VBS-Rechenzentrum Campus
veranschlagt. Es handelte sich dabei um die Ausstattung des 2016 beschlossenen
Rechenzentrums, das bis 2020 betriebsbereit sein soll.
Mit den übrigen CHF 225 Mio. sollte Munition beschafft werden. Begründet wurde dies
mit der WEA, unter deren Bestimmungen die Einsatzbereitschaft der Armee wieder
erhöht worden war. Um die 35'000 AdA innert 10 Tagen einsatzbereit zu haben,
müssten auch die Munitionsdepots wieder aufgefüllt werden – nachdem sie zuvor
sukzessive abgebaut worden waren. Hierfür wurde mit dem vorliegenden Antrag eine
umfangreiche Munitionsbeschaffung vorbereitet. Man müsse vorsorgen, so die
grundsätzliche Einschätzung der Regierung. Weil eine Beschaffung selbst jedoch lange
dauere, müsse man früh damit beginnen. So wurde dieser Posten auch als
ausserordentlich bezeichnet. Im Wesentlichen handelt es sich um Patronen diverser
Kaliber, wobei die 5,6mm-Gewehrpatrone am stärksten ins Gewicht fiel. Daneben
sollten 12,7mm Patronen für die Maschinengewehre sowie 12cm-Geschosse für die
Panzer angeschafft werden.

Rahmenkredite für Armeematerial
Ein CHF 750 Mio. schwerer Gesamtkredit wurde im Rahmen der Armeebotschaft 2017
ebenfalls beantragt. Drei Bereiche sollten damit ausgestattet werden. Ein Rahmenkredit
über CHF 173 Mio. sollte für Projektierungen, Tests und Beschaffungsvorbereitungen
gesprochen werden. Damit werden allerhand Projekte finanziert, die dereinst in
Rüstungsvorhaben münden und den Schritt von der konzeptionellen Phase in die
Umsetzungsphase bewältigen müssen. Es handelte sich hierbei also um eine Art
Blankocheck, zum Beispiel um Studien und Konzepte zu erarbeiten, um Prototypen zu
bauen oder um technische Abklärungen zu treffen. 
Der Ausrüstungs- und Erneuerungsbedarf liegt bei CHF 421 Mio. Im Wesentlichen
werden damit die persönlichen Ausrüstungen der AdA und deren Bewaffnung beschafft
sowie ferner auch Ersatz- und Nachbeschaffungen für bereits eingeführtes
Armeematerial ermöglicht. Zuletzt gab es in diesem Bereich einen Antrag über CHF 156
Mio. für die Ausbildungsmunition und Munitionsbewirtschaftung. Hierunter fällt der
ordentliche jährliche Bedarf an Munition, der hauptsächlich zu Übungszwecken
verschossen wird und der damit nicht in dem im Rüstungsprogramm beantragten
Posten inbegriffen ist. 

Immobilienprogramm 2017
Das Immobilienprogramm umfasste total CHF 461 Mio. und stellte einen Gesamtkredit
dar, der aus neun Verpflichtungskrediten und einem Rahmenkredit zusammengesetzt
war. Die Schwerpunke und damit die grösseren Budgetposten entfielen auf
Infrastrukturen an Luftwaffenstandorten, wofür zusammen 5 Verpflichtungskredite in
der Höhe von total CHF 156 Mio. gesprochen werden sollten. Hauptnutzniesser waren
die Standorte Emmen/LU und Payerne/VD. Erstere Basis war und sollte auch langfristig
der Hauptstandort der Luftwaffe sein. Der Rahmenkredit für das Immobilienprogramm
umfasste mehrere, nicht einzeln spezifizierte Vorhaben von je unter CHF 10 Mio. Dazu
zählten Studien und Projektierungen, Ausbauten und Liegenschaftskäufe,
Werterhaltungsmassnahmen sowie weitere Zwecke.

Über alle diese drei Ausgaben hinweg werde für die Schweizer Wirtschaft eine
Wertschöpfung von über CHF 1 Mia. generiert. Was ferner nicht in der Schweiz erbracht
werden kann, soll über Kompensationsgeschäfte trotzdem in der Schweiz
beschäftigungswirksam sein. Der Bundesrat sah in den Beteiligungen die Chance,
Know-how aufzubauen und technologisch hochstehende Industriezweige zu fördern.
Der Betrieb und der Unterhalt aller Elemente aus den Rüstungsgeschäften sollen auch
langfristig Arbeitsplätze erhalten und sogar neu schaffen. 71
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Die Armeebotschaft 2017 und damit alle darin zusammengefassten Einzelgeschäfte
waren in der Sommersession des Nationalrates traktandiert. Dort gab es eine Reihe von
Anträgen gegen die Vorlage des Bundesrates, allen voran einen Rückweisungsantrag
Mazzone (gp, GE). Ihre Minderheit wollte ein neues Rüstungsprogramm ausarbeiten
lassen mit dem Auftrag, 12 der F/A 18-Jets ausschliesslich für den Luftpolizeidienst
«fit» zu halten sowie den Nachholbedarf für die Munition zu streichen. Die
Eintretensdebatte selbst gestaltete sich bereits – wie so häufig bei Fragen rund um die
Armee und ihrem Budget – sehr lebhaft und langwierig. Die Ratslinke, wie üblich relativ
kritisch über die Beschaffungen und die Volumen der Budgets stellte sich gegen die
Fraktionen von Mitte-rechts, die grundsätzlich für eine starke und ausgerüstete Armee
einstehen und bei denen sogar Raum für Budgeterhöhungen ausgemacht werden
konnte: Die Mehrheit der SiK des Nationalrates wollte den Kredit für die Verlängerung
der Nutzungsdauer der F/A 18 um CHF 20 Mio. erhöhen. Ein Paukenschlag, war es doch
nicht «lediglich» ein Vorschlag zur Budgeterhöhung, sondern stand ein eigentlicher
Paradigmenwechsel dahinter: Die Kampfjets sollten wieder erdkampffähig werden. Das
heisst, die Jets sollten wieder in der Lage sein, aus der Luft Stellungen am Boden zu
bekämpfen. Das war insofern bemerkenswert, als man sich vor Jahren explizit gegen
eine Erdkampffähigkeit entschieden hatte (vgl. auch BBl, 1992 I, S. 730) und die Hunter-
Jets der 1970-1990er Jahre die letzten Modelle in der Flotte der Schweizer Luftwaffe
gewesen waren, die Bodenziele aus der Luft hatten angreifen können.
Weitere drei Minderheitsanträge standen für die Debatte im Raum. 

Eintreten war dann unbestritten und sogleich konnte auch der Rückweisungsantrag
ausgeräumt werden, er blieb mit 147 zu 25 Stimmen letztlich chancenlos. Der grosse Teil
der Debatte war dem Rüstungsprogramm gewidmet. Zunächst galt es, eine Einigung zu
den Munitionskäufen zu finden. Drei Varianten standen im Raum, die
Minderheitsanträge Seiler Graf (sp, ZH) und Flach (glp, AG) sowie der Vorschlag des
Bundesrates. Seiler Graf eröffnete die Runde mit nicht unkritischen Worten. Der
Munitionskauf sehe nach einer «Verlegenheitsbeschaffung» aus und man sehe seitens
der SP nicht ein, warum ein derart grosser Munitionsbedarf gegeben sei. Die CHF 225
Mio. sollten also gänzlich eingespart werden. Dass dieser Posten im Rüstungsprogramm
offensichtlich aufgrund der zwischenzeitlichen Sistierung von BODLUV und der dadurch
ermöglichten Einsparung von bereits budgetierten Ressourcen möglich wurde, gefiel
den Sozialdemokraten nicht. Gleichzeitig wurde hingegen festgehalten, dass die
Munitionsbeschaffung im Rahmenkredit (CHF 156 Mio.) unterstützt werde, da sie
vorwiegend für Ausbildungszwecke nötig sei. Nationalrat Flach vertrat eine ähnliche
Haltung, sprach sich jedoch lediglich für die Einsparung (bzw. Nicht-Ausgabe) der Hälfte
der CHF 225 Mio. aus. Im Gegensatz zur SP, die behaupte – so führte Flach aus –, die
Munition brauche es nicht, sage er, «man wisse es nicht». Wie Seiler Graf zuvor bereits
angesprochen hatte, wies auch er darauf hin, dass die Zahlen zu den
Munitionsbeständen der Armee geheim seien und auch das Parlament keine Eckwerte
kenne. Flach argumentierte, dass man immerhin die Hälfte des Betrags sprechen könne,
obwohl die Notwendigkeit dieser Beschaffung seines Erachtens nicht plausibel hätte
erklärt werden können. In der Ausmarchung erhielt der Antrag Flach zwar mehr
Sympathien als jener von Seiler Graf, jedoch obsiegte am Ende der Mehrheitsantrag, der
bei der Munition den Bundesratsvorschlag unterstützte. Bezüglich der Aufwertung der
F/A 18 Jets gab es wiederum zwei Anträge, jenen der Kommissionsmehrheit – plus CHF
20 Mio. zur Aufrüstung für die Erdkampffähigkeit – und jenen der Minderheit Gmür
(cvp, SZ), der die Regierungsvorlage stützen wollte. Gmür vertrat mit seiner Minderheit
jedoch nicht eine grundsätzliche und strikte Ablehnung der Erdkampffähigkeit, sondern
die hier im Einzelfall als «finanzpolitisch nicht verantwortbare» Aufrüstung.
Gegebenenfalls könne man bei einer Jet-Neubeschaffung über diese diskutieren, aber
zum jetzigen Zeitpunkt CHF 20 Mio. auszugeben, sei nicht zielführend. Ohnehin
bezweifelte der Redner, dass die zur Debatte stehenden CHF 20 Mio. wirklich
ausreichen würden. Die SP gab sich versöhnlich und erklärte, man stelle sich hinter eine
Modernisierung der F/A 18, solange es sich um eine Verlängerung der Lebensdauer
handle. Klar abzulehnen sei jedoch die Aufrüstung zur Erdkampffähigkeit, diese sei
nicht nur finanz-, sondern auch sicherheitspolitisch falsch. Es gebe keine Szenarien,
die diese notwendig machten. Die SVP hingegen, ihr Fraktionssprecher Salzmann (svp,
BE) führte die Argumente aus, stellte sich vollumfänglich hinter die Maximalvariante der
Kommissionsmehrheit. In der SVP war man der Meinung, dass die Fähigkeitslücke aus
taktischen und operativen Gründen geschlossen werden müsse. Dabei bewegte sich die
SVP aber allein auf weiter Flur, denn auch GLP, FDP und CVP sprachen sich gegen diese
20-Mio.-Spritze aus. Letzten Endes wurde es aber weniger knapp, als zu erwarten
gewesen war: Zwar sprach sich der Nationalrat gegen die zusätzlichen Millionen und die
Erdkampffähigkeit aus, jedoch «nur» mit 97 zu 85 Stimmen. Das Rüstungsprogramm
wurde dann insgesamt mit 149 zu 15 Stimmen und 17 Enthaltungen gutgeheissen. Damit
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war der Löwenanteil der Armeebotschaft auch schon erledigt.
Ein Einzelantrag Galladé (sp, ZH), mit dem die Sicherheitspolitikerin den Kauf neuer
Kampfjets inklusive Typenentscheid an die Urne bringen wollte, wurde schliesslich
zurückgezogen. Einerseits, weil es im Rahmen der Armeebotschaft 2017 gar nicht um
neue Flieger ging, und andererseits, weil der Verteidigungsminister in Aussicht gestellt
hatte, dass sich der Bundesrat mit der Variante einer referendumsfähigen Vorlage
beschäftigen wolle. Galladé selbst liess die Regierung und mit ihr die anwesenden
Ratsmitglieder jedoch auch unmissverständlich wissen, dass die SP mit Argusaugen
über den Fortgang der Jetbeschaffung wachen werde und nötigenfalls wieder darauf
Einfluss nehmen werde.

Zwar war es finanziell ein nur geringfügig kleineres Finanzpaket, das im Rahmen des
Rahmenkredits für Armeematerial zu verabschieden war, es war jedoch etwas weniger
umstritten. Zwar gab es auch hierzu zwei Minderheitsanträge, einen von Lisa Mazzone
(gp, GE) und einen von Pierre-Alain Fridez (sp, JU), jedoch hatten sie kaum Einfluss auf
das Geschäft. Beide wollten in unterschiedlichem Ausmass die Ausgaben für die
Vorbereitung einer neuen Kampfjetbeschaffung reduzieren. Der moderatere Antrag
Mazzone wurde zurückgezogen und die Minderheit Fridez unterlag mit 48 zu 131
Stimmen dem Kommissionsantrag (gemäss Bundesrat; CHF 750 Mio.). Fridez war der
Meinung, dass zuerst weitere Schritte in der Konzeption zur neuen Kampfjet-
Beschaffung abgewartet werden sollten und dass der entsprechende Antrag des
Bundesrates zu früh gestellt worden sei. Der Rahmenkredit wurde vom Nationalrat
schliesslich mit 133 zu 26 Stimmen genehmigt, 21 Mitglieder der SP-Fraktion enthielten
sich, um so ein Zeichen gegen die Strategie des Bundesrates zu setzen.
Gar nicht umstritten war die Immobilienbotschaft, ohne Debatte wurde dieser Kredit
über CHF 461 Mio. einstimmig der Ständekammer überwiesen. 72

Die Armeebotschaft 2018 wurde Mitte Februar vom Bundesrat vorgestellt. Gemäss
neuer Usanz umfasste das Geschäft mehrere Entwürfe, dieses Mal vier an der Zahl.
Neben dem Rüstungsprogramm, der Rahmenkredite für Armeematerial und dem
Immobilienprogramm des VBS gab es in diesem Jahr zusätzlich einen Bundesbeschluss
über die Ausserdienststellung von Waffensystemen. Aufsummiert wurden dem
Parlament CHF 2.05 Mrd. beantragt. Grösster Posten war wieder das RP 18, für das CHF
848 Mio. vorgesehen wurden. Weitere Rahmenkredite sollten sich auf CHF 742 Mio.
belaufen – ein Betrag, dessen Höhe ungefähr dem Vorjahrsbetrag entspricht. Für CHF
463 Mio. sollten die Armeeimmobilien instandgehalten werden. Ein Projekt erstreckte
sich dabei über zwei Bereiche, die Erneuerung der Flugfunk-Bodeninfrastrukur, für die
im RP CHF 73 Mio. vorgesehen wurden, und die dafür notwendigen baulichen
Massnahmen, die im Immobilienprogramm CHF 53 Mio. ausmachten.
Die Ausserdienststellung von grossen Waffensystemen ist ein Novum und wurde
erstmals in dieser Form beantragt. Der Bundesrat sah vor, 27 der noch vorhandenen 53
F-5-Tiger Kampfjets zu liquidieren. Ebenso wurden die Festungsartillerie, alte
Panzerhaubitzen und Raupentransportwagen sowie Panzerjäger auf die rote Liste
gesetzt. Dafür sollten gemäss Ausblick der Regierung keine Kosten anfallen (da der Erlös
aus der Liquidation die Auslagen wettmachen würde).

Rüstungsprogramm 2018
Mit dem RP 18 wurden dem Parlament vier einzelne Verpflichtungskredite sowie je ein
Zusatzkredit und ein Rahmenkredit beantragt. Das Luftraumüberwachungssystem
Florako soll werterhalten werden, wofür CHF 114 Mio. nötig sind. Das System dient zur
Erkennung von zivilen und militärischen Flugzeugen und Helikoptern und produziert die
für Luftwaffeneinsätze nötigen Luftlagebilder. Florako wurde mit den
Rüstungsprogrammen 1998 und 1999 beschafft. Bereits mit dem RP 16 konnte Florako
im Bereich der Primärradare aufdatiert werden. Die im RP 18 beantragten Mittel dienen
der Aktualisierung von Verschlüsselungsmechanismen und der Sekundärradare. Für die
Primärradare („Flores”) wird im RP 18 zudem ein – eingangs erwähnter – Zusatzkredit
beantragt, weil der 2016 genehmigte Kredit über CHF 91 Mio. nicht ausreichte.
Für die Flugfunk-Bodeninfrastruktur wurden CHF 73 Mio. erbeten. Hier ging es,
vereinfacht gesagt, um die Sende- bzw. Empfangsstation am Boden, die grundsätzlich
erneuert werden soll. Die Beschaffung umfasst Funkgeräte, Antennen, aber auch
Netzwerkmaterial und Leitungen sowie Schulungen und Projektmanagement. Der
nächste Posten betraf den Werterhalt der Transporthelikopter Cougar. Dabei entfiel
der grösste Anteil der gesamthaft eingesetzten CHF 168 Mio. auf die Erneuerung des
Selbstschutzssystems, damit die Geräte auch weiterhin in Konfliktgebieten zur
Friedensförderung zum Einsatz gebracht werden können. CHF 377 Mio. sollen für die
Erneuerung der Bekleidung der AdA ausgegeben werden. Es handelt sich dabei um neue
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Kampfbekleidung (CHF 102.4 Mio), Tragsysteme (CHF 64.6 Mio.), ballistischen
Körperschutz (Schutzwesten, CHF 199.2 Mio.) und um ein neues Trinksystem (CHF 10.8
Mio.). Mit diesen neuen Kleidern können bis zu 100'000 AdA ausgerüstet werden.
Der Rahmenkredit wurde für Nachbeschaffungen beantragt. Dieser umfasst Waffen
(vorwiegend Gewehre), Lastwagen, medizinisches Material für die Truppe sowie weitere
Schutzplatten für bestehende Schutzwesten. CHF 100 Mio. wurden dafür veranschlagt.

Rahmenkredite für Armeematerial 2018
CHF 742 Mio. machten die Rahmenkredite für Armeematerial in der Armeebotschaft
2018 gesamthaft aus. Mit Rahmenkrediten kann der Bundesrat finanzielle Mittel
beantragen, ohne genaue Spezifikation der Beschaffung. So kann die Verwaltung, hier
das VBS, später in Eigenregie beschliessen, wie die Mittel genau eingesetzt werden. Das
Parlament bewilligt also Sammelpositionen, wobei eine Planung der Beschaffungen sehr
wohl vorliegt. In der Botschaft wurden drei Rahmenkredite beantragt: einen für
Projektierung, Erprobung und Beschaffungsvorbereitung („PEB”, CHF 150 Mio), einen
für den anstehenden Ausrüstungs- und Erneuerungsbedarf („AEB”, 420) und einen für
Ausbildungsmunition und Munitionsbewirtschaftung („AMB”, 172). 

Immobilienprogramm 2018
Das mit CHF 463 Mio. ausgestattete Immobilienprogramm des VBS sah Investitionen an
fünf Standorten sowie an der Flugfunk-Bodeninfrastruktur vor, was also die bauliche
Hülle des Pendants im RP 18 betraf. Für letztere Position wird an 25 VBS-eigenen und 9
angemieteten Standorten an der Bausubstanz gearbeitet. Die anderen Standorte sind
Payerne/VD, wo Umbauten am Flugplatz stattfinden; die Kaserne Drognens/FR, wo der
Waffenplatz erneuert werden soll; Wangen an der Aare/BE, wo der Waffenplatz
«weiterentwickelt» werden soll, und Simplon/VS, wo in die Ausbildungsinfrastruktur
investiert werden soll. Eine weitere militärische Anlage soll saniert werden, deren
Standort blieb aber geheim. Es ist ein Bauwerk mit der Funktion der
Luftraumüberwachung, das aus der Mitte des letzten Jahrhunderts stammt. Dort
werden CHF 53 Mio. aufgewendet.
Auch im Immobilienprogramm wurde ein Rahmenkredit beantragt. Für CHF 185 Mio.
sollten Studien und Projektierungen, Ausbauten und Liegenschaftskäufe,
Werterhaltungsmassnahmen und Weiteres ermöglicht werden. Die einzelnen Vorhaben
übersteigen je den Wert von CHF 10 Mio. nicht.

Ausserdienststellung von Waffensystemen 2018
Bei der Ausserdienststellung geht es vor allem darum, alte Waffensysteme zu
liquidieren. Im Wesentlichen, weil sie – sofern sie nicht werterhalten wurden – keine
Tauglichkeit gegen moderne militärische Mittel aufweisen. Alle diese „Restposten”
heute noch aufzurüsten wäre aus Sicht der Regierung ökonomisch nicht vertretbar. Die
Liquidierung diverser Systeme wurde bereits im Zuge der WEA skizziert, gleichwohl gibt
es gegenüber der damaligen Sicht auf die Dinge noch Abweichungen. So sollte
beispielsweise das Fliegerradar Taflir doch noch nicht aussortiert werden, da sich
BODLUV verzögerte und Taflir im Zusammenhang mit den nun länger verwendeten
Fliegerabwehr-Systemen länger im Einsatz bleiben muss. Zudem werden einige
Leopard-Panzer ebenfalls noch nicht ausgeschieden; deren Lagerung koste aber
lediglich eine halbe Million Franken jährlich. Letztere Änderung ist ebenfalls auf die
WEA zurückzuführen. Es sollten also lediglich Teile der Tiger-Flotte, die gesamte
Festungsartillerie, einige Haubitzen und Panzertransportwagen sowie Panzerjäger
(Piranha) ausser Dienst genommen werden.

Gemäss Botschaft profitiert die Schweizer Volkswirtschaft von Investitionen von über
CHF 800 Mio. Was das Immobilienprogramm angeht, sind die geplanten Arbeiten
„weitestgehend” in der Schweiz beschäftigungswirksam. 73

Mit weitestgehend positiven Vorzeichen gelangte die Armeebotschaft 2018 im Frühjahr
2018 ins Stöckli. Die SiK-SR unterstützte in grossen Teilen die Vorlage der Regierung.
Eine substanzielle Abweichung betraf jedoch das Rüstungsprogramm, genauer die
Beschaffung der Schutzwesten. Die beantragten knapp CHF 200 Mio. waren der
Kommission zu viel. Es ging jedoch nicht ums Finanzielle, wie Kommissionssprecher
Dittli (fdp, UR) ausführte, sondern um den tatsächlichen Bedarf. Die
sicherheitspolitische Kommission hatte in ihren Vorberatungen auch die Haltung der
FK-SR angehört. Die Finanzkommission äusserte keine Bedenken bezüglich der
aufzuwendenden Mittel, sie erwartete jedoch von der SiK, dass sie sich über die
Notwendigkeit der Ausgaben Gedanken mache. Daraus ergab sich der Kürzungsantrag
bei den Schutzwesten. 
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Kritisch äusserte sich der inzwischen regelmässig als Armeekritiker in Erscheinung
getretene Thomas Minder (parteilos, SH). Besonders eine Position störte ihn: Die
Sanierung der Kaserne Wangen an der Aare. Die Kommission habe sich vor Ort ein Bild
machen können und die gezeigten Mängel rechtfertigten einen Abbruch der Gebäude
(wie im Immobilienprogramm aufgezeigt) keineswegs, dies sei gar ein «No-go». Es
handle sich um übliche Abnützungserscheinungen, die mit einer Sanierung bestens
behoben werden könnten, zumal sich der wichtigste Teil der Kaserne, der Schlaftrakt, in
einwandfreiem Zustand befinde. Ferner echauffierte sich Minder grundsätzlich über
das VBS, da es sich häufig Kritik zu den Rüstungbeschaffungen anhören müsse. Viele
geplante Beschaffungen seien nicht notwendig, sondern nur «nice to have». Er
unterliess es jedoch, Gegenanträge zu formulieren und kündigte stattdessen an, seinen
Unmut durch Stimmenthaltung kundzutun. Im Anschluss an das nachfolgende Votum
des Verteidigungsministers – Bundesrat Parmelin verzichtete auf eine Erwiderung zu
Minders Äusserungen – wurde die Detailberatung in Angriff genommen, Eintreten war
unbestritten.
Wie Dittli sodann erklärte, stand ein Kommissionsantrag auf Halbierung der Ausgaben
für die Schutzwesten im Raum. In der Kommission herrschte die Meinung vor, dass es
nicht nötig sei, alle Armeeangehörige mit zwei Schutzwesten auszurüsten. Vorgesehen
war nämlich, eine bestehende Weste weiterhin zu verwenden und zusätzlich die zur
Disposition stehenden Westen mit grösserer Schutzfläche zu beschaffen. Wenn
100'000 solcher Westen angeschafft würden, so die Befürchtung der
Kommissionsmehrheit, würden viele davon jahrelang in den Zeughäusern eingelagert
und ungenutzt bleiben. Mit 8 zu 3 Stimmen und einer Enthaltung empfahl die
Kommission dem Plenum, diesen Posten zu reduzieren und nur CHF 99.6 Mio. zu
genehmigen. Der Gesamtkredit entspräche mit dieser Variante CHF 748.4 Mio. anstelle
der beantragten CHF 848 Mio. Daniel Jositsch (sp, ZH) führte einen von Dittli ebenfalls
angesprochenen Aspekt weiter aus, wonach nämlich in der Kommission einige Fragen
ungeklärt geblieben seien. Die vorgeschlagene Halbierung, liess er dabei durchblicken,
sei eine Verlegenheitslösung. Vielmehr sehe man darin ein Signal an den Zweitrat, der
sich mit dieser Beschaffung noch genauer auseinandersetzen solle. Mit 30 zu 10
Stimmen stellte sich der Ständerat hinter seine Kommission (1 Enthaltung), löste
einstimmig die Ausgabenbremse und hiess das RP einstimmig mit einer Enthaltung
insgesamt gut.
Die Bundesbeschlüsse über die Rahmenkredite für Armeematerial und über die
Ausserdienststellung von Waffensystemen wurden beide einstimmig angenommen.
Diskussionsbedarf gab es noch beim Immobilienprogramm. Dort wurden auf Antrag der
Kommission immerhin CHF 2.5 Mio. gespart, indem die wegen Kostenungenauigkeiten
eingeplante Reserve beim Umbau von Drognens um die Hälfte reduziert wurde. Auch
dies wurde vom Plenum einstimmig beschlossen. 74

Die Armeebotschaft 2018 und alle ihre Teilgeschäfte standen in der Herbstsession 2018
auf der Tagesordnung des Nationalrates, der sich als Zweitrat damit zu befassen hatte.
Die sicherheitspolitische Kommission hatte die Vorlage nur kurz nach dem
ständerätlichen Entscheid beraten und entschieden, sich gegen diesen zu stellen.
Insbesondere bezüglich des sogenannten ballistischen Körperschutzes, also der
Schutzwesten, fasste die SiK einen anderslautenden Antrag an ihren Rat. Mit 16 zu 9
Stimmen stand die Kommission für die vom Bundesrat beantragte Variante des
Rüstungsprogramms ein. Bei den anderen Vorlagen der Armeebotschaft zeigte die
Kommission keine Konfrontationsgelüste, sie segnete die Beschlüsse des Erstrates
deutlich ab.
So drehte sich in der Plenardebatte alles um die Schutzwesten, was sich bereits in der
Eintretensdebatte manifestierte. Seitens der SP-Fraktion wurde ein Minderheitsantrag
angekündigt, der die vom Ständerat aufgenommene Halbierung der Anzahl
anzuschaffender Westen bestätigen wollte. Ebenfalls gab SP-Sprecherin Seiler Graf (sp,
ZH) bekannt, dass die Partei weitere Anträge unterstützen werde, die Kürzungen
verlangen, zum Beispiel bei den Munitionskäufen. Die Eintretensdebatte nahm Züge
einer Grundsatzdiskussion für und wider die Armee an, wobei sich die Ratslinke,
diesmal vertreten durch die beiden Grünen Glättli (gp, ZH) und Mazzone (gp, GE), auf
Oppositionskurs begab. Dagegen zeigten sich die bürgerlichen Parteien offen
gegenüber der WEA-Armee und dem Rüstungsprogramm. SVP-Sprecher Hurter (svp, SH)
liess es sich nicht nehmen, die Ablehnung und Kürzungen anzuprangern, und forderte
von den anderen Parteien ein Bekenntnis zu einer vollausgerüsteten Armee. 
Die Detailberatung startete mit dem Rüstungsprogramm und den angekündigten
Kürzungsanträgen bei den Westen. Eine Minderheit I Sommaruga (sp, GE) beantragte
einen Beschluss gemäss Ständerat, sprich die Halbierung der diesbezüglichen Gelder.
Die Armee gebärde sich wie ein verzogenes Kind, das alles sofort wolle, wohingegen die
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gesamte Bundesverwaltung zum Sparen angehalten werde. Ferner verwies der Genfer
Sozialdemokrat auf eine Aussage von SiK-SR-Präsident Dittli (fdp, UR), der die
Befürchtung geäussert habe, dass nach der Beschaffung zahlreiche Schutzwesten ein
ungenutztes Dasein in Zeughäusern fristen würden. Insofern müsse dieser
Geldverschwendung entgegengetreten werden. Gänzliche Streichung dieser
Anschaffung forderte eine Minderheit II Mazzone (gp, GE). Die Begründung war, dass
eine Differenz zum Erstrat geschaffen werden solle, was wiederum erlauben würde,
grundsätzlich über den Bedarf von Schutzwesten nachzudenken. Nach kurzer, jedoch
intensiver Debatte kamen die Anträge zur Abstimmung. Nachdem zunächst die beiden
Minderheitsanträge gegeneinander ausgemehrt worden waren, gelangte der obsiegende
Antrag Sommaruga (sp, GE) gegen den Mehrheitsantrag zur Abstimmung. Letzterer,
sprich die bundesrätliche «Vollvariante» ohne Kürzung bei den Westen und einem
Kredit über CHF 848 Mio, wurde dann vom Plenum favorisiert. Die Forderung Mazzone
(gp, GE) nach einer weiteren Differenzbereinigung durch den Ständerat wurde also auch
so erfüllt. 

Ebenso umstritten präsentierte sich die Ausgangslage zum Bundesbeschluss über die
Rahmenkredite für Armeematerial. Der Ständerat hatte sich uneingeschränkt hinter die
Fassung des Bundesrates gestellt. Im Nationalrat gab es hingegen vier Gegenanträge:
Einen Minderheitsantrag Meyer (sp, ZH) aus der FK-NR, wonach rund CHF 73 Mio.
eingespart werden sollten und auf Munitionskäufe verzichtet werden sollte – zu
genehmigen wäre demnach ein Gesamtkredit von CHF 669.5 Mio. gegenüber den von
der Regierung beantragten CHF 742 Mio. Drei weitere Minderheitsanträge stammten
von SiK-NR-Mitgliedern. Eine Minderheit I Seiler Graf (sp, ZH) wollte eine kleine
Einsparung von CHF 5.5 Mio. erzielen, indem auf die Panzerkanonen-
Mehrzweckpatronen verzichtet wird: «Eine Panzerschlacht ist [...] nun wirklich kein
wahrscheinliches Szenario», argumentierte die Zürcherin. Die Minderheiten II und III
wurden beide von Lisa Mazzone (gp, GE) angeführt. Zunächst wollte sie diverse
Einsparungen im Bereich «Projektierung, Erprobung und Beschaffungsvorbereitung»
vornehmen und so circa CHF 50 Mio. zurücklegen. Der letzte Antrag lautete auf einen
fast vollständigen Verzicht der Ausgaben für Munition, wobei sich der betreffende
Kredit auf CHF 25 Mio. reduzieren würde und der Gesamtkredit mit knapp CHF 596
Mio. um fast CHF 150 Mio geringer ausfiele, als die vom Ständerat genehmigte Version.
Die Mehrheit beider Kommissionen stellte sich hinter den Entwurf des Bundesrates, der
auch von der Ständekammer genehmigt worden war. Sämtliche Minderheitsanträge
blieben in den jeweiligen Abstimmungen ohne Chance, wobei die geschlossen
stimmenden Fraktionen der Grünen und der SP nichts ausrichten konnten. Letztlich
wurde der Bundesbeschluss mit 140 zu 39 Stimmen bei 11 Enthaltungen angenommen.

Während in der Folge das Immobilienprogramm einstimmig und ohne Gegenanträge
genehmigt wurde, gab es bezüglich der Ausserdienststellung von Waffensystemen eine
Stimme der Opposition. Franz Grüter wollte verhindern, dass die 12-cm-Minenwerfer
dem Alteisen zugeführt werden; ein Antrag, den seine Fraktion unterstützte. Diese
Festungsminenwerfer seien eine nachhaltige Unterstützung der beweglichen Truppen,
die an neuralgischen Punkten installiert worden waren. Eine Erhaltung dieser Systeme
erachtete der Antragsteller als finanziell tragbare Lösung. Mit 67 Stimmen, vorwiegend
aus der SVP-Fraktion, unterlag der Antrag im Plenum jedoch deutlich gegen 114
Stimmen (bei drei Enthaltungen). Der Bundesbeschluss über die Ausserdienststellung
von Waffensystemen wurde sodann mit 182 zu 2 Stimmen bei einer Enthaltung
genehmigt. 75

Noch in der Herbstsession 2018 beugte sich der Ständerat erneut über die
Armeebotschaft 2018 respektive das darin enthaltene Rüstungsprogramm 2018, bei
dem es noch eine Differenz zum Nationalrat gab. Diese bestand, weil sich die
Volkskammer hinter die Regierung gestellt hatte, während die Ständekammer in der
Erstberatung Kürzungen bei den Schutzwesten angebracht hatte. Im Stöckli liess man
sich von der nationalrätlichen Kurskorrektur jedoch nicht beirren und beharrte auf
einer Einsparung bei ebendiesem Posten. Zwar kam die sicherheitspolitische
Kommission des Ständerats dem Nationalrat etwas entgegen und beantragte dem
Plenum nicht mehr die Halbierung des Kredits, doch sollte immerhin noch eine
Einsparung von fast CHF 30 Mio. erzielt werden. Ständerat Dittli (fdp, UR) erklärte für
die Kommission im Plenum, diese Redimensionierung um rund 15 Prozent liege
durchaus drin. Auch Verteidigungsminister Parmelin führte aus, dass die Anzahl damit
anzuschaffender Westen (85 000 Stück) ausreiche, um alle im Einsatz stehenden AdA
auszurüsten. Mit 38 Stimmen wurde diese Variante einstimmig gutgeheissen. 76
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Die Armeebotschaft 2018 beschäftigte das Parlament noch ein letztes Mal; in der
Wintersession galt es, die im Rüstungsprogramm verbliebenen Differenzen bezüglich
der Schutzwesten zu tilgen. Die Mitglieder der SiK-NR waren sich diesbezüglich nicht
einig geworden und unterbreiteten dem Plenum drei Varianten zur Auswahl: Die
Kommissionsmehrheit wollte sich abermals über den Beschluss der Ständekammer
hinwegsetzen und am vorangehenden nationalrätlichen Beschluss festhalten; dies
entsprach dem ursprünglichen Vorschlag der Regierung, der Maximallösung. Die
Minderheit I Gmür (cvp, SZ) wollte einlenken und die Änderung des Ständerates und
somit eine reduzierte Beschaffung des ballistischen Körperschutzes akzeptieren. Eine
Minderheit II Fridez (sp, JU) wollte auf den ersten Beschluss des Ständerates
zurückkommen, nämlich die Halbierung der vom Bundesrat beantragten Mittel für die
Schutzwesten. Diese drei Möglichkeiten legten somit alle bisher angedachten Varianten
noch einmal auf den Tisch.
Minderheitssprecher Gmür (cvp, SZ) bewarb das Einlenken auf seine Lösung als
tragbaren Kompromiss. Mit den dabei zu beschaffenden 85'000 Westen sei die
angestrebte Vollausrüstung der Armee gewährleistet. Der auszugebende Betrag läge
damit bei CHF 170 Mio. Minderheitssprecher Fridez (sp, JU) argumentierte mit einem
Überbestand an Westen, weil bei einer dringenden Mobilmachung ohnehin lediglich
35'000 Soldatinnen und Soldaten aufgeboten würden. Das bedeutet, dass 50'000
Schutzwesten gar nicht gebraucht würden. Mehrheitssprecher Zuberbühler (svp, AR)
äusserte sich erst nach dem Votum von Bundesrat Parmelin, der namens der Regierung
die Minderheit I Gmür unterstützte und die zweite Minderheit klar ablehnte.
Zuberbühler stützte sich in seinen Ausführungen auf die mit der WEA beschlossenen
Grundsätze, wovon einer die generelle vollständige Ausrüstung aller AdA betraf. Dieses
Argument brachten auch die bürgerlichen Votanten Hurter (svp, SH) und Müller (fdp, SG)
vor. Zuberbühler (svp, AR) hielt sich an die Debatte in der Kommission und vertrat die
Ansicht, dass Kompromisse im Bereich der Schutzausrüstungen der Dienstleistenden
einen falschen Ansatz darstellten.
In der Ausmarchung wurde zunächst der Minderheitsantrag I (gemäss Ständerat) gegen
den Mehrheitsantrag ausgemehrt. Mit 92 zu 81 Stimmen obsiegte der
Minderheitsantrag. Damit war der Weg für diesen frei, denn der zweite
Minderheitsantrag auf eine Kürzung – so hatte es sich bereits in der Plenardebatte
abgezeichnet – hatte keine Chance. Mit 124 zu 49 Stimmen bestätigte der Nationalrat
somit den Beschluss des Ständerates. Die Armeebotschaft 2018 konnte nun gesamthaft
abgeschlossen werden. 77

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 29.11.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Service civil et refus de servir

Am 6. Juni lehnten Volk und Stände die beiden Initiativen «für eine Schweiz ohne neue
Kampfflugzeuge» und «40 Waffenplätze sind genug – Umweltschutz auch beim Militär»
mit 55.3% bzw. 57.2% Nein-Stimmen deutlich ab. Dieses Ergebnis wurde allgemein als
grundsätzliches Ja des Schweizer Volkes zur Armee interpretiert. Dass dem Urnengang
grosse gesamtgesellschaftliche wie individuelle Bedeutung beigemessen wurde, zeigte
sich an der hohen Stimmbeteiligung von über 55%. Obgleich die beiden Initiativen aus
unterschiedlichen Kreisen lanciert worden waren, gelang es den Gegnern, eine
Mehrheit der Stimmenden davon zu überzeugen, dass zwischen den beiden Initiativen
ein innerer Zusammenhang bestehe, dass beide zu einer bedeutenden Schwächung der
Armee führen würden und deshalb als gezielte und konzertierte «Armeeabschaffung auf
Raten» anzusehen seien. Mit dieser Argumentation gelang es ihnen, die Abstimmung
auch zu einem Plebiszit für oder gegen die militärische Landesverteidigung zu machen.
Dabei wurden den beiden Initiativen ursprünglich durchaus gute Erfolgschancen
eingeräumt. Die von der «Gruppe für eine Schweiz ohne Armee» (GSoA) lancierte Anti-
F/A-18-Initiative war im Vorjahr in der Rekordzeit von zwölf Tagen zustandegekommen.
Das Begehren der «Aktionsgemeinschaft zur Rettung von Neuchlen-Anschwilen» (ARNA)
erinnerte in seiner Stossrichtung an die fast schon legendäre Rothenthurm-Initiative,
die 1987 mit 57,8% der Stimmen angenommen worden war. Bei einer Umfrage im Januar
sprachen sich noch 71% der Befragten für die Waffenplatzinitiative aus, und auch die –
von Anfang an umstrittenere – Kampfflugzeug-Initiative wurde lediglich von 38% der
Befragten klar abgelehnt. Später durchgeführte Umfragen zeigten dann allerdings ein
langsames, aber stetes Aufholen der Initiativgegner, bis sich beide Seiten rund eine
Woche vor der Abstimmung ungefähr die Waage hielten. 
Der zwischen Januar und Juni erfolgte Meinungsumschwung ging zweifellos
entscheidend auf das Konto der kraftvoll und geschickt geführten
Abstimmungskampagne der Initiativgegner. Der Umstand, dass am Wochenende vom 6.
Juni allein über diese beiden Initiativen abgestimmt wurde, erwies sich ebenfalls als
sehr bedeutsam. Erst mit der Zusammenlegung der beiden Abstimmungen auf das

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 06.06.1993
MARIANNE BENTELI
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gleiche Datum entwickelte die gegnerische Behauptung von der «Armeeabschaffung auf
Raten» ihre volle Sprengkraft. Die pauschale Würdigung im Abstimmungsbüchlein,
wonach beide Initiativen «eine zeitgemässe Landesverteidigung» verhinderten,
verfestigte diese Sicht der Dinge weiter. 
Vor allem auf der Gegnerseite wurde der Abstimmungskampf breit organisiert. Eine
»Arbeitsgemeinschaft für eine wirksame und friedenssichernde Milizarmee» (AWM),
welcher rund zwei Dutzend armeefreundliche Organisationen vom Gewerbeverband
über die Wirtschaftsförderung bis hin zum Schweizerischen Schützenverein
angehörten, koordinierte das einheitliche Auftreten dieser Interessengruppen. Die
Aktivitäten der bürgerlichen Parteien führten deren Generalsekretariate unter der
Leitung von SVP-Generalsekretär Max Friedli, welcher auch den Kontakt zum EMD
sicherstellte. Daneben bildete sich ein Aktionskomitee «Gegen eine Schweiz ohne
Schutz», dem 136 bürgerliche Bundesparlamentarierinnen und -parlamentarier
angehörten. Wichtigster Exponent der Gegner im Abstimmungskampf war aber
Bundesrat Villiger, der sich an unzähligen Veranstaltungen vehement für eine starke und
damit glaubwürdige Armee einsetzte. Im Februar verschickte das EMD an sämtliche
Truppenkommandanten bis hinunter auf Stufe Kompagnie ein Argumentarium gegen die
beiden Initiativen, warnte die Offiziere aber vor direkten Abstimmungsempfehlungen.
In Anlehnung an das Stop-the-Army-Festival von 1989 heizte die GSoA den
Abstimmungskampf mit einem Polit-Happening auf dem Berner Bundesplatz an, an
welchem namhafte Vertreter aus der Schweizer Rock-, Pop- und Kabarettszene
teilnahmen, und zu welchem sich Mitte Mai an die 25'000 meist jugendliche Teilnehmer
einfanden. Eine Woche später konnte auch die Gegnerseite rund 25'000 Personen zu
einer patriotischen Grosskundgebung mobilisieren. Dies erstaunte um so mehr, als die
Mehrzahl der Anwesenden zweifellos der sonst eher demonstrationsfeindlichen
«schweigenden Mehrheit» zuzuordnen war, und unterstrich erneut den
polarisierenden Charakter dieser Abstimmung. 
In dieser emotional stark aufgeladenen Atmosphäre fiel es den Befürwortern der
Initiativen, zu denen neben der GSoA auch die SP, der LdU, die Grünen, die Lega und
der SGB gehörten, zunehmend schwerer, ihr Anliegen politisch überzeugend
darzustellen. Obgleich sie stets betonten, dass es hier lediglich darum gehe, den
Bürgerinnen und Bürgern demokratische Mitbestimmung und der «classe politique»
eine Denkpause in zwei heftig umstrittenen Fragen zu ermöglichen, gelang es ihnen
immer weniger, sich aus dem Windschatten der Armee-Abschaffungs-Abstimmung von
1989 zu lösen. Vor allem die Moratoriums-Bestimmung in der Kampfflugzeug-Initiative
und eine unklare Formulierung in der Waffenplatz-Initiative, welche weite
Interpretationsmöglichkeiten über das künftige Schicksal der bestehenden
Waffenplätze zuliess, wurden zusehends zum Fallstrick für die beiden Volksbegehren. 
Eine vom Bundesamt für Statistik (BFS) in Auftrag gegebene Untersuchung, welche rund
2'900 Gemeinderesultate mit deren regionalen und lokalen Strukturdaten verband,
zeigte, dass noch nie eine Volksabstimmung über Militärfragen die Schweiz derart
polarisiert hat. Die kantonalen Abweichungen vom gesamtschweizerischen Ergebnis
wurden in der Mehrheit der Kantone gegenüber denjenigen zur Armee-Abschaffungs-
Initiative von 1989 grösser, die militärkritischen Kantone also noch kritischer und die
militärfreundlichen noch armeefreundlicher. Auch die Vox-Analyse zu diesem
Urnengang kam zum Schluss, dass die armeeplebiszitäre Dimension der Abstimmung
entscheidend deren Ausgang bestimmt hatte. Die Nachbefragung der
Stimmberechtigten ergab, dass es vor allem denjenigen, welche die Initiative ablehnten,
um ein grundsätzliches Bekenntnis zur Armee ging. Der Umkehrschluss, wonach die Ja-
Stimmenden ein Votum gegen die militärische Landesverteidigung abgegeben hätten,
erwies sich hingegen nicht als zwingend. Insgesamt machte die Untersuchung nur etwas
mehr als 20% harte Armeegegner aus. Die Analyse des Stimmverhaltens zeigte, dass
Bildung oder berufliche Stellung bei diesem Urnengang keinen oder nur geringen
Einfluss auf den individuellen Entscheid hatten. Überraschend war hingegen das stark
geschlechterspezifische Stimmverhalten. Im Unterschied zur Abstimmung über die
Armeeabschaffung vom November 1989 standen die Frauen den beiden
armeekritischen Initiativen deutlich positiver gegenüber als die Männer. Ein ähnlicher
Unterschied im Stimmverhalten zwischen Mann und Frau war bei der Abstimmung über
das Rüstungsreferendum und vor allem bei der Rothenthurm-Initiative beobachtet
worden. Die Polarisierung verlief weitgehend entlang den Trennlinien der
(partei)politischen Orientierungen, wie dies auch bei früheren Armeevorlagen der Fall
war. Klare Unterschiede im Stimmverhalten ergaben sich auch beim Alter, wo die
Kategorie der 30-39jährigen als einzige deutlich zustimmte, während die über
60jährigen beide Initiativen mit über 60% der Stimmen verwarfen. Erneut zeigte sich
ein Gegensatz zwischen der städtischen, eher progressiven Schweiz und den
konservativeren ländlichen Gegenden. Ebenfalls eine grosse Rolle spielte die
Sprachzugehörigkeit. In der Deutschschweiz lag der Anteil der globalen Zustimmung bei

01.01.90 - 01.01.20 31ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



43% resp. 44%, in der Romandie und im Tessin bei 55% bzw. 56%. Zum positiven
Resultat in der Westschweiz trugen allerdings vor allem die Kantone Genf und Jura bei,
die beide Initiativen deutlich annahmen. Ein differenzierteres Bild zeigten die Kantone
Freiburg, Waadt und Neuenburg, welche die Waffenplatz-Initiative annahmen, die
Kampfflugzeug-Initiative hingegen – wenn auch weniger deutlich als die
Deutschschweiz – verwarfen. Das Wallis lehnte als einziger mehrheitlich welscher
Kanton beide Initiativen ab. In der Deutschschweiz stimmten nur gerade die beiden
Basel den Initiativen zu. 78

Finances publiques

Comptes d'Etat

Im Rahmen der Staatsrechnung 2018 korrigierte der Bundesrat auch die Fehler der
Staatsrechnung 2017. Dazu nahm er ein Restatement, also eine Neubewertung der
betroffenen Bilanzpositionen und eine Korrektur der Bilanz, Erfolgs- und
Finanzierungsrechnung 2017 vor. Die Fehler betrafen die Verrechnungssteuer sowie die
Bewertung der Nationalstrassen und Rüstungsbauten. 
Der verspätete Beginn der Abschreibung einzelner Strassenabschnitte vor 2008 führte
zwischen 2008 und 2017 insgesamt zu fehlenden Abschreibungen in der Höhe von CHF
1'107 Mio. In Kombination mit der fehlenden Berücksichtigung von Kantonsanteilen über
CHF 595 Mio. und rückwirkenden Abschreibungen über CHF 206 Mio. führte dies zu
einem um CHF 718 Mio. zu hohen Eigenkapital, wovon Korrekturen in der Höhe von CHF
153 Mio. direkt auf die Erfolgsrechnung 2017 entfielen, während der Rest über eine
Reduktion des Eigenkapitals per 1.1.2017 verbucht wurde. 
Rüstungsbauten von Armasuisse waren per 31. Dezember 2017 mit CHF 117 Mio.
überbewertet, CHF 110 Mio. stammten aus den Jahren vor 2016 und wurden ebenfalls
direkt über das Eigenkapital korrigiert. Die übrigen CHF 7 Mio. wurden im Rahmen der
Abschreibungen in der Erfolgsrechnung korrigiert. 
Bei der Verrechnungssteuer mussten einerseits im Rahmen der Erfolgsrechnung die
mutmasslichen Debitorenverluste um CHF 172 Mio., andererseits das Ergebnis der
Finanzierungsrechnung wegen tieferer Verrechnungssteuer-Einnahmen,
Rückstellungen, Kantonsanteilen an der Verrechnungssteuer und Verzugszinsen um CHF
178 Mio. nach unten korrigiert werden. 
Insgesamt lag das Eigenkapital per Ende 2017 somit etwa CHF 1 Mrd. tiefer
(Verrechnungssteuer: CHF -172 Mio., Nationalstrassen: CHF -718 Mio., Rüstungsbauten:
CHF -117 Mio.) und das Ergebnis der Finanzierungsrechnung um CHF 178 Mio. tiefer als
bei der ersten Version der Staatsrechnung 2017. 79

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 22.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Infrastructure et environnement

Energie

Politique énergétique

Dans le cadre du débat sur le programme immobilier du DDPS pour 2010, les chambres
ont adopté tacitement une motion de la commission de la politique de sécurité du
Conseil national chargeant le Conseil fédéral d’étudier systématiquement le potentiel
d’amélioration énergétique des installations de l’armée qu’il entend rénover ou
construire, ainsi que la possibilité d’y intégrer des unités de production d’énergie
renouvelable. 80

MOTION
DATE: 29.09.2010
NICOLAS FREYMOND
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Transports et communications

Trafic routier

Zwei Tage bevor die Bevölkerung von Mitholz von der Arbeitsgruppe Mitholz über
Räumungsvarianten informiert wurde, reichte Ständerat Beat Rieder (cvp, VS) am 27.
September 2019 eine Motion zur Sicherstellung der Verkehrserschliessung von
Kandersteg und Wallis während den Räumungsarbeiten ein. Der Motionär forderte die
rasche Erstellung einer zweispurigen Strasse, welche Kandersteg und das Wallis von
Norden her mit derselben Kapazität erschliessen soll, wie die bestehende, aber bei der
Räumung des Munitionslagers gefährdete Strasse. Am selben Tag reichte Nationalrat
Alfred Rösti (svp, BE) eine gleichlautende Motion (19.4345) im Nationalrat ein. 
Der Bundesrat empfahl beide Motionen zur Ablehnung: Da die Sicherheit von Strasse
und Schiene beim Bund oberste Priorität geniessen und der Kanton Bern zudem eine
Notumfahrung plane, seien weitere Massnahmen nicht notwendig. Bundesrätin
Sommaruga sagte im Ständerat, der sich in der Wintersession 2019 mit der Motion
Rieder befasste, dass der Bundesrat keine Parallelstrukturen neben der Projektgruppe
des VBS aufbauen wolle, «sonst hat das ASTRA dann schon einen Auftrag, während das
VBS noch am Überprüfen ist». Diese Ansicht des Bundesrates teilte der Ständerat nicht:
Mit 24 zu 15 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) nahm die kleine Kammer die Motion Rieder
an. 81

MOTION
DATE: 05.12.2019
NIKLAUS BIERI

Protection de l'environnement

Mesure contre le bruit

Le Conseil national a transmis comme postulat la motion Miville (ps, BS) du Conseil des
Etats concernant les problèmes que connaissent les communes pour assainir leurs
installations de tir. Compte tenu du développement urbain, de nombreux stands sont
désormais à proximité d'habitations. L'assainissement nécessaire de ces installations
afin de respecter les dispositions de l'ordonnance sur la protection contre le bruit
exige de la part des communes des investissements importants. C'est pourquoi le
motionnaire a demandé au gouvernement qu'elles puissent se voir octroyer des
subventions fédérales à cet effet. 82

MOTION
DATE: 29.01.1992
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil fédéral a par ailleurs complété l'OPB en mettant en vigueur, dès le 1er août
1995, des valeurs-limites de charge sonore à proximité des aéroports militaires et des
places d'aviation pouvant servir tant à des fins civiles que militaires. 83

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 29.06.1995
LIONEL EPERON

Protection du sol

Le DMF a rendu public un rapport intermédiaire sur la pollution du sol occasionnée par
les activités militaires. Onze places d'armes ont été analysées à cet effet. Il ressort de
l'étude que si aucun problème n'est à relever près des positions de tir, il en va
autrement pour ce qui est des zones des buts: 40% des échantillons prélevés
présentent des dépassements des valeurs indicatives pour les teneurs en plomb et en
cuivre. Le DMF a souhaité relativiser ces résultats en affirmant que la concentration de
polluants n'était pas forcément déterminante, mais qu'il s'agissait également
d'examiner leur répartition spatiale ainsi que les processus de dissolution et de
transport. 84

RAPPORT
DATE: 28.06.1994
SERGE TERRIBILINI
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Enseignement, culture et médias

Enseignement et recherche

Recherche

A la suite des nombreuses discussions qui ont animé à la fois les chambres
parlementaires, les cantons par l’intermédiaire de la Conférence des chefs de
départements cantonaux de l’économie publique, l’économie privée et les hautes
écoles liées au projet, le Conseil fédéral a fini de dessiner un projet pour le «Swiss
Innovation Park». L’objectif sous-jacent d’un projet d’une telle envergure se résume
en deux points inséparables: le maintien de la Suisse à la pointe de l’innovation et le
gain de compétitivité dans les années à venir à travers notamment la facilitation du
transfert de technologies vers l’économie privée. De plus, il est important de préciser
que le Parc d’innovation helvétique serait divisé en deux pôles majeurs, liés aux écoles
polytechniques fédérales (EPF) de Zürich et Lausanne, ainsi qu’en trois sites
secondaires, à Bienne, Bâle et à l’Institut Paul Scherrer en Argovie. Si le Conseil fédéral
soumet, en 2015, aux chambres fédérales, deux projets reliés à l’organisation et au
soutien d’un Parc d’innovation suisse, c’est que celles-ci lui en ont octroyé le pouvoir,
en 2012, par la validation d’une révision complète de la loi fédérale sur l’encouragement
de la recherche et de l’innovation (LERI). Ce message s’inscrit donc dans la continuité
des débats au Parlement. Deux projets sont soumis aux chambres. Tout d’abord, le
Conseil fédéral souhaite libérer un crédit-cadre de 350 millions de francs pour le
cautionnement de prêts nécessaires au financement d’infrastructures et
d’équipements de recherche. En outre, le Conseil fédéral précise que ce crédit-cadre
ne doit pas être alloué à la construction de bâtiments, mais véritablement permettre
d’obtenir des prêts à des conditions préférentielles. Ensuite, le second projet concerne
la cession de terrains, appartenant à la Confédération, en droit de superficie. Le terrain
concerné, de 70 hectares, est celui de l’aérodrome militaire de Dübendorf (ZH).
Finalement, le Conseil fédéral précise dans son message que son rôle n’est que de
soutien, qu’il n’est que subsidiaire, la réalisation du Parc d’innovation revenant
véritablement aux cantons d’accueil, aux hautes écoles concernées et aux milieux
économiques impliqués. 
Le Conseil national est la première chambre à s’être prononcé sur les deux projets.
Alors que la Commission de la science, de l’éducation et de la culture du Conseil
national (CSEC-CN) avaient approuvé en amont le projet par 20 voix contre 5, la
chambre du peuple a accepté d’une part l’octroi d’un crédit-cadre de 350 millions de
francs par 153 voix contre 38 et 1 abstention, et d’autre part, la cession de biens-fonds
par 140 voix contre 34. Au final, l’UDC s’est révélé être le seul parti opposé au projet. Il a
notamment parlé de parc de subventions, allant même jusqu’au terme corruption,
expliquant que la Confédération ne devrait pas interférer dans ce domaine, mais
uniquement fournir des conditions cadres optimales. De plus, Christoph Mörgeli (udc,
ZH) a critiqué la répartition des sites, discriminatoire selon lui. A l’opposé, l’équilibre
linguistique, le rôle subsidiaire de la Confédération et la solidité du projet construit sur
des pôles d’excellences (les deux EPF) existants ont été mis en avant. Néanmoins, il est
nécessaire de préciser que le Conseil national a proposé une modification du projet
initial. Cette divergence concerne la cession de biens-fonds. Plus précisément, la
chambre basse estime que les produits financiers nés de la rente devraient être alloués
au soutien de l’ensemble des sites, afin de garantir l’équilibre régional. 
Le projet est parti du côté du Conseil des Etats. La chambre des cantons a ainsi
largement soutenu le projet de soutien de la Confédération au parc d’innovation, à
travers le crédit-cadre de 350 millions de francs, ainsi que la cession de biens-fonds.
Ils ont été acceptés par 37 voix sans opposition. Ainsi, la chambre des cantons n’a pas
souhaité suivre la volonté du Conseil national, qui avait proposé une réaffectation des
produits financiers liés à l’aérodrome de Dübendorf (ZH). Même si Géraldine Savary (ps,
VD) et Anne Seydoux-Christe (pdc, JU) ont respectivement parlé de «Lex Dübendorf» et
de «déséquilibre majeur», les sénateurs ont estimé que l’argent de la Confédération
devait revenir à la Confédération et non pas à une fondation privée. Ils ont donc rejeté
la modification du Conseil national. 
Le projet est alors retourné à la chambre du peuple. Au final, la divergence avec le
projet initial a été biffée. En effet, malgré l’opposition des élus romands, le Conseil
national a décidé que les produits financiers de la rente des droits de superficie de la
Confédération, qui concernent principalement l’aérodrome militaire de Dübendorf
(ZH), ne seraient pas redistribués à l’ensemble des sites. Fathi Derder (plr, VD) ou
encore Matthias Aebischer (ps, BE) ont critiqué un traitement qu’ils jugent inéquitable
des sites, alors que Jean-François Steiert (ps, FR) a parlé de déséquilibre régional. Le
projet a été validé, en septembre, à une faible majorité, au Conseil national par 99 voix

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 15.09.2015
GUILLAUME ZUMOFEN
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contre 88 et 2 abstentions. 85

Culture, langues, églises

Protection des sites et du patrimoine

In der Wintersession 2019 wurde eine Motion Golay (mcg, GE) unbehandelt
abgeschrieben, da sie nicht innert zwei Jahren nach Einreichung abschliessend
behandelt worden war. Nach Roger Golays Nichtwiederwahl bei den eidgenössischen
Wahlen 2019 war der Vorstoss zur Aufrechterhaltung von dessen Fraktionskollegen
Jean-Luc Addor (svp, VS) übernommen worden. Die Motion hätte den Bundesrat
beauftragt, ein Verfahren einzuleiten, mit dem die Festung Savatan/Dailly (VD) ins ISOS
oder ein anderes geeignetes Verzeichnis hätte aufgenommen werden können. Golays
Sorge galt dem drohenden Zerfall der militärischen Anlage – einer «Hochburg der
Schweizer Verteidigung im 20. Jahrhundert» – nach deren Schliessung. 
Der Bundesrat hatte die Motion im Frühjahr 2018 zur Ablehnung empfohlen. Ein
Ortsbild, wie es im Sinne des ISOS definiert werde, sei eine Niederlassung, die sowohl
aus bebauten als auch nichtbebauten Bereichen bestehe, also beispielsweise aus
Strassen, Plätzen, Zwischenräumen und den damit räumlich zusammenhängenden
Gärten, Freiräumen und dem Kulturland. Unterirdische Anlagen würden im ISOS nicht
erfasst. Das VBS führe hingegen ein Hinweisinventar in den Bereichen Denkmalpflege
und Naturschutz, das dessen Immobilienportfolio zum Gegenstand habe, sofern ein
direkter militärischer Zusammenhang bestehe. Die national bedeutenden Objekte in
Savatan/Dailly seien daher bereits in den Schutzzielen des Inventars der
erhaltenswerten ehemaligen Kampf- und Führungsanlagen (ADAB) enthalten. Die
Aufnahme ins ISOS sei so gesehen aus methodischen Gründen nicht angezeigt. 86

MOTION
DATE: 20.12.2019
MELIKE GÖKCE

Partis, associations et groupes d'intérêt

Partis

Grands partis

Bürgerliche Politiker mahnten im Vorfeld des Parteitags, dass im Falle einer Wahl des
aggressiven und polarisierenden Bodenmanns die Konkordanzdemokratie in Gefahr
gerate und dass ein Ausschluss der SP aus der Regierung denkbar würde. Verstärkt
wurde diese Diskussion um die Fortführung des Konkordanzsystems anlässlich der
Parlamentsdebatten um militärische Bauten – insbesondere der geplante Waffenplatz
Neuchlen-Anschwilen erregte die Gemüter – und Rüstungsvorhaben, bei denen die SP
konsequent in Opposition zu den drei anderen Bundesratsparteien stand. Auch für die
CVP-Fraktion schien nun der Augenblick gekommen, in dem sich die SP entscheiden
müsse, ob sie weiterhin Bundesratspartei bleiben wolle. Vorgeworfen wurde der SP von
den bürgerlichen Bundesratsparteien auch, dass sie als Regierungspartei nicht zu ihrer
Mitverantwortung für den Fichenskandal stehe, sondern diesen propagandistisch zur
eigenen Profilierung ausnutze. 87
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